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Änderungsantrag gem. § 16b i.V.m. § 19 BImSchG: Hier Repowering 
Errichtung und Betrieb von 3 Windenergieanlagen (Typ E-138 EP3 E2) in der Gemeinde Gehrde 
(Haupt-Az.: 7596-01) 
 

  
 Landkreis Osnabrück 

Fachdienst 6 Planen und Bauen 
Am Schölerberg 1 
D-49082 Osnabrück 

Erreichbarkeit des Kontakt-Centers: 
Montag bis Freitag 08:30 bis 12:30 Uhr 
Donnerstag bis 17:30 Uhr. 
 
Bitte vereinbaren Sie einen Termin! 

Der Landkreis im Internet: 
www.Lkos.de  
Hier finden Sie auch unsere  
Antragsformulare 

 

I.A Änderungsgenehmigung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
sehr geehrter Herr Roolfs, 
 
aufgrund Ihres Antrages vom 14. Juni 2023 wird Ihnen gemäß 
 
• § 16b ff des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der z. Zt. geltenden Fas-

sung und der 9. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (9. 
BImSchV) in der z. Zt. geltenden Fassung 
 

• § 1 und der lfd. Nr. 1.6.2 des Anhangs Nr. 1 der 4. Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen - 
4. BImSchV) in der z. Zt. geltenden Fassung 
 

• der Verordnung über die Zuständigkeiten auf den Gebieten des Arbeitsschutz-, Immissi-
onsschutz-, Sprengstoff-, Gentechnik- und Strahlenschutzrechts sowie in anderen 
Rechtsgebieten (ZustVO-Umwelt-Arbeitsschutz vom 27.10.2009 (Nds. GVBl. 2009 S. 
374) in der z. Zt. geltenden Fassung 

 
die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb von 
drei Windenergieanlagen (WEA) des Typs Enercon E-138 EP3 E2 
 
mit einer Nabenhöhe von 160 m, einer maximalen Gesamthöhe von 229,13 m über na-
türlich gewachsenem Gelände und einem Rotordurchmesser von 138,25 m sowie einer 
Nennleistung von je 4,2 MW 
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entsprechend den Darstellungen im Bebauungsplan Nr. 27a „Windpark Gehrde – Groß 
Drehle - Neuaufstellung“ sowie den Darstellungen im Lageplan erteilt. 
 
Standort der Anlagen: 
 
Bauort: Gehrde, Kein Drehler Weg   
Gemarkung: Groß-Drehle 
Flur: 4   
Flurstücke: 7, 8 und 9 
 
Diese Genehmigung konzentriert die nach § 59 bzw. § 63 der Niedersächsischen Bau-
ordnung (NBauO) erforderliche Baugenehmigung ein. Sie gilt auch für und gegen die 
Rechtsnachfolger des Bauherrn und der Nachbarn (§ 70 Abs. 6 NBauO). Gemäß § 52 
Abs. 1 NBauO ist der Bauherr dafür verantwortlich, dass die von ihm veranlasste Bau-
maßnahme dem öffentlichen Recht entspricht. 
 
Zudem wird die wasserrechtliche Plangenehmigung für die Herstellung von Verrohrun-
gen an einem Graben gem. § 68 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) erteilt (s. Pkt. I.B: 
Wasserrechtliche Plangenehmigung). 
 
Für die Ausführung von Erdarbeiten wird die denkmalrechtliche Genehmigung nach                
§ 13 Abs. 2 i.V.m.  § 10 Abs. 4 Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz (NDSchG) er-
teilt. 
 
Sie beinhaltet außerdem die Zustimmung der Niedersächsischen Landesbehörde für 
Straßenbau und Verkehr - Luftfahrtbehörde - für das vorgenannte Vorhaben gemäß § 14 
des Luftverkehrsgesetzes (LuftVG) in zurzeit geltenden Fassung unter der Maßgabe von 
Auflagen (s. Pkt. V: Auflagen) zur Wahrung der Sicherheit des Luftverkehrs und zum 
Schutz der Allgemeinheit. 
 
Diese Genehmigung ergeht unbeschadet der privaten Rechte Dritter und der behördlichen 
Entscheidungen, die nach dem § 13 BImSchG von der Genehmigung ausgenommen sind (z.B. 
Erlaubnisse und Bewilligungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz, Nds. Wassergesetz). 
 
Die Genehmigung und die als Anlagen beigefügten Unterlagen sind beim Betrieb so 
aufzubewahren, dass sie jederzeit vorgelegt werden können. 

 
 

I.B Wasserrechtliche Plangenehmigung 
 
Entsprechend Ihres Antrages vom 22.11.2023 erteile ich Ihnen die Genehmigung 
  

- das auf dem in der Flur 4 der Gemarkung Groß Drehle, Gemeinde Gehrde, gelegene 
Flurstück 17 verlaufende Gewässer 3. Ordnung „Wegeseitengraben – Klein Drehler 
Weg“ auf einer Länge von 25 m mit einem Betonrohr DN 600 mm zu verrohren,  

- das auf dem in der Flur 4 der Gemarkung Groß Drehle, Gemeinde Gehrde, gelegene 
Flurstück 18 verlaufende Gewässer 3. Ordnung „Wegeseitengraben – Klein Drehler 
Weg“ auf einer Länge von 46 m mit einem Betonrohr DN 600 mm zu verrohren,  

- das auf dem in der Flur 4 der Gemarkung Groß Drehle, Gemeinde Gehrde, gelegene 
Flurstück 18 verlaufende Gewässer 3. Ordnung „Wegeseitengraben – Klein Drehler 
Weg“ auf einer Länge von 37 m mit einem Betonrohr DN 600 mm zu verrohren,  

- das auf dem in der Flur 4 der Gemarkung Groß Drehle, Gemeinde Gehrde, gelegene 
Flurstück 18 verlaufende Gewässer 3. Ordnung „Wegeseitengraben – Klein Drehler 
Weg“ auf einer Länge von 24 m mit einem Betonrohr DN 600 mm zu verrohren,  
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- das auf dem in der Flur 4 der Gemarkung Groß Drehle, Gemeinde Gehrde, gelegene 
Flurstück 18 verlaufende Gewässer 3. Ordnung „Wegeseitengraben – Klein Drehler 
Weg“ auf einer Länge von 39 m mit einem Betonrohr DN 600 mm zu verrohren,  

- das auf dem in der Flur 4 der Gemarkung Groß Drehle, Gemeinde Gehrde, gelegene 
Flurstück 18 verlaufende Gewässer 3. Ordnung „Wegeseitengraben – Klein Drehler 
Weg“ auf einer Länge von 46 m mit einem Betonrohr DN 600 mm zu verrohren,  

- das auf dem in der Flur 4 der Gemarkung Groß Drehle, Gemeinde Gehrde, gelegene 
Flurstück 19 verlaufende Gewässer 3. Ordnung „Wegeseitengraben – Klein Drehler 
Weg“ auf einer Länge von 70 m mit einem Betonrohr DN 600 mm zu verrohren.  

 
Die nachfolgenden Nebenbestimmungen sind zu beachten:  
 

1. Die Ausführung der Maßnahme hat gemäß den wasserrechtlichen Antragsunterlagen 
zu erfolgen. Jede geplante Änderung oder Erweiterung der Maßnahme bedarf vor Aus-
führung einer schriftlichen Anzeige bei der Genehmigungsbehörde sowie die Unteren 
Wasserbehörde.  

 
2. Vor Baubeginn sind alle Leitungstrassen der verschiedenen Versorgungsträger zu er-

kunden, um sicherzustellen, dass durch Ihr Vorhaben keine Schäden an bereits ver-
legten Versorgungsleitungen entstehen können.  
 

3. Während der Bauarbeiten und der Kreuzungsarbeiten muss der ordnungsgemäße 
Wasserabfluss in den von den Maßnahmen betroffenen Gewässern jederzeit gewähr-
leistet sein.  
 

4. Im Ein- und Auslaufbereich der Verrohrung sind die Sohle und der Böschungsfuß auf 
einer Länge von jeweils 2,50 m mit einer Steinschüttung geeigneter Körnung (40/120 
mm) oder Böschungspflaster zu befestigen.  
 

5. Die in Anspruch genommenen Böschungen und Ufer im Bereich des Anbaubeginns 
und –endes sind nach Beendigung der Bauarbeiten ordnungsgemäß wiederherzustel-
len.  
 

6. Die Unterhaltung der genehmigten Anlagen unterliegt Ihnen. 
 

7. Wenn es durch die Baumaßnahme in dem Gewässer zu Auskolkungen, Verflachungen 
oder ähnlichen Beeinträchtigungen des Wasserlaufes kommen sollte, haben Sie die-
sen Missstand auf Ihre Kosten unverzüglich zu beseitigen. 

   
8. Vorhandene Anlagen der Grundstücksentwässerung (Oberflächenentwässerung, Drai-

nagen etc.) sind an die neue Gewässerstrecke wieder ordnungsgemäß anzuschließen. 
 

9. Sämtliche Bauarbeiten sind mit großer Sorgfalt und Betriebssauberkeit durchzuführen.  
 

10. Sie haben dafür zu sorgen, dass während der Bauarbeiten keine wassergefährdenden 
Stoffe wie beispielsweise Treib- und Schmierstoffe Gewässer oder das Grundwasser 
verunreinigen. Gelangen wassergefährdende Stoffe durch ein unvorhergesehenes Er-
eignis in die Gewässer oder das Grundwasser, haben Sie die Untere Wasserbehörde 
des Landkreises Osnabrück unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen.  
 

11. Der Abschluss der Baumaßnahme ist der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Osnabrück zur Abnahme anzuzeigen.   
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Hinweise: 
 

12. Die wasserrechtliche Plangenehmigung ergeht unbeschadet privater Rechte Dritter. 
 

13. Soweit Anlagen, die der Gewässerbenutzung dienen oder aber genehmigte Anlagen 
zu Unterhaltungserschwernissen oder Schäden am benutzten Gewässer führen, ist der 
Unternehmer bzw. Eigentümer zum Kostenersatz verpflichtet (§ 75 NWG). 

 
Begründung wasserrechtliche Genehmigung: 
  
Rechtsgrundlage für die im Tenor genannte Wasserrechtsentscheidung ist § 68 Abs. 2 und 3 
WHG vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) in der zurzeit gültigen Fassung für die Verrohrungen 
eines Grabens. 
 
Die Prüfung hat ergeben, dass die wasserrechtliche Entscheidung gem. § 13 BImSchG in den 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbescheid einzukonzentrieren ist, da die Gewäs-
serverrohrungen unmittelbar der Errichtung der WEA dienen und somit ein Anlagenbezug vor-
liegt. 
 
Auch auf die Durchführung einer UVP-Vorprüfung bei einer Länge der Verrohrung von über 
50 m konnte aufgrund der Anwendung des § 6 WindBG verzichtet werden, da die Erleichte-
rungen auch für behördliche Entscheidungen gelten, die der Konzentrationswirkung nach           
§ 13 BImSchG unterliegen. 
 
Im Rahmen des mir zustehenden Ermessens nach § 68 Abs. 2 WHG habe ich mich anstelle 
eines Planfeststellungsbeschlusses für die Erteilung einer Plangenehmigung entschieden, da 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung keine Verpflichtung zur Durchfüh-
rung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. Für den Verzicht auf die Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens spricht, dass keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten 
sind. Des Weiteren stehen die Verfahrensdauer und die Kosten eines Planfeststellungsverfah-
rens nicht im Verhältnis zu einer Plangenehmigung. 
 
Dem Antrag war zu entsprechen, da das Vorhaben keine Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit, insbesondere keine erhebliche und dauerhafte, nicht ausgleichbare Erhöhung 
der Hochwasserrisiken oder eine Zerstörung natürlicher Rückhalteflächen erwarten lässt und 
ihm andere Anforderungen nach dem Wasserhaushaltsgesetz oder sonstigen öffentlich-recht-
lichen Vorschriften nicht entgegenstehen. Insbesondere sind weder schädliche Gewässerver-
änderungen zu erwarten, noch Erschwernisse im Zusammenhang mit der Gewässerunterhal-
tung erkennbar. Durch die Vorhaben sind erhebliche Umweltauswirkungen nicht zu erwarten, 
sodass auch ein Verstoß gegen das Verschlechterungsverbot sowie gegen das Verbesse-
rungsgebot nicht zu befürchten ist. 
 
 

II. Genehmigungsunterlagen 
 

Die nachfolgend aufgeführten Antragsunterlagen (und die darin gemachten Angaben hinsicht-
lich Anzahl, Größen, technischen Angaben, Mengen und Ausführung) sind Bestandteil dieses 
Genehmigungsbescheides. Sie sind verbindlich, soweit sich aus dem Tenor und den Neben-
bestimmungen zu dieser Genehmigung nichts anderes ergibt. Dabei handelt es sich insbeson-
dere um: 
 
• Schalltechnisches Gutachten mit der Bericht-Nr. 4743-23-L3 der IEL GmbH vom 

16.10.2023  
• Ergebniszusammenfassung (Bestimmung der Schallleistungspegel einer WEA des Typs  
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ENERCON E-138 EP3 E2 im Betriebsmodus BM 0s) aus mehreren Einzelmessungen mit 
der Bericht-Nr. 10320292-A-1A der GL Garrad Hassan Deutschland GmbH (beauftragt 
durch die Enercon GmbH) vom 18.11.2021 

• Berechnung der Rotorschattenwurfdauer mit der Bericht-Nr. 4743-23-S3 der IEL GmbH 
vom 13.09.2023 

• Artenschutzbeitrag mit der Projekt-Nr. 4851 der Kortemeier und Brokmann Landschaftsar-
chitekten GmbH vom 20.07.2022 

• Avifaunistisches Gutachten von BIO-CONSULT vom 18.03.2021 
• Fledermauskundlicher Fachbeitrag des Ingenieur- und Sachverständigen Büros Thomas 

Braun vom 08.01.2021 
• Gutachten zur Standorteignung vom 11.04.2023 und wake2e Bericht vom 06.04.2023 mit 

der Referenz-Nr. 2023-B-049-P3-R1-VA-ungekürzte Fassung der F2E Fluid & Energy En-
gineering GmbH & Co. KG 

• Wasserwirtschaftliche Voruntersuchung (Nr. Hat-9380.011) der Infrastruktur und Stadtent-
wicklung GmbH & Co. KG vom 31.01.2023 

• Baugrunduntersuchung der Neumann Baugrunduntersuchung GmbH & Co. KG vom 
14.01.2021, Revision vom 16.12.2022, Nachtrag vom 02.12.2022 

• Bodenmanagementkonzept mit der Projekt-Nr. 23P376 der Böker und Partner mbB vom 
19.10.2023 

• Bodenschutzkonzept mit der Projekt-Nr. 23P376 der Böker und Partner mbB vom 
14.09.2023 
 
Die Bauzeichnungen und anderen Bauvorlagen wurden auf Grund des § 63 der Nieder-
sächsischen Bauordnung (NBauO) nur auf die in dieser Verordnung genannten Anforde-
rungen mit dem städtebaulichen Planungsrecht, den §§ 5 bis 7, 33 Abs. 2 Satz 3, § 41 
Abs. 2 Satz 2 und den §§ 47 und 50 und den sonstigen Vorschriften des öffentlichen Rechts 
im Sinne des § 2 Abs. 17 geprüft. Dafür, dass die nicht geprüften Bauvorlagen dem öffent-
lichen Baurecht entsprechen, ist der Architekt / Entwurfsverfasser verantwortlich.  

 
 

III. Befristung 
 
Die Genehmigung erlischt, wenn die Inbetriebnahme nicht innerhalb von vier Jahren nach Be-
standskraft des Bescheides erfolgt ist. Auf Antrag kann diese Frist aus wichtigem Grunde ver-
längert werden, wenn dadurch der Zweck des Gesetzes nicht gefährdet wird. 
 
Der Antrag ist vor Fristablauf zu stellen. 

 
 
 

IV. Bedingungen 
 

F a c h d i e n s t  P l a n e n  u n d  B a u e n 
B a u a u f s i c h t 

 
1. Die bautechnischen Nachweise werden zurzeit geprüft. Die Prüfung ist noch nicht ab-

geschlossen. Die Bauausführung entsprechend dieser Genehmigung darf nur insoweit 
erfolgen, wie die geprüften Unterlagen auf der Baustelle vorliegen. Ich weise darauf 
hin, dass die Zuwiderhandlung gegen diese Bedingung eine Ordnungswidrigkeit nach 
§ 80 NBauO darstellt, die mit einer Geldbuße geahndet werden kann.  
 
Die Gebühren für die Prüfung der notwendigen statischen Nachweise werden Ihnen 
gesondert in Rechnung gestellt.   
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F a c h d i e n s t  U m w e l t 
U n t e r e W a s se r b e h ö r d e 
 

2. Vor Baubeginn muss die wasserrechtliche Erlaubnis zur Grundwasserhaltung (Akten-
zeichen FD7-2023-0584) positiv vorliegen. 

 
 
 

V. Auflagen 
 

F a c h d i e n s t  P l a n e n  u n d  B a u e n 
B a u a u f s i c h t / I m m i s s i o n s s c h u t z  

 
3. Der Prüfbericht (sobald vorliegend) des mit der Prüfung der statischen Berechnung 

beauftragten Prüfingenieurs ist Bestandteil der Baugenehmigung. 
 
Die Prüfbemerkungen sind bei der Bauausführung zu beachten und einzuhalten. Falls 
in dem Prüfbericht Nachträge zum Nachweis der Standsicherheit oder weitere Unter-
lagen gefordert werden, sind diese so rechtzeitig einzureichen, dass sie unter Berück-
sichtigung der Prüfzeit bis zum Baubeginn bzw. vor Ausführung der entsprechenden 
Bauteile geprüft auf der Baustelle vorliegen. 
 

4. Vor Baubeginn der neuen WEA (ENERCON E-138, Neu-WEA02, Neu-WEA03 und 
Neu-WEA06) sind die bestehenden WEA (ENERCON E 66, Alt-WEA01, Alt-WEA02, 
Alt-WEA03 und Alt-WEA04) stillzulegen und die Großkomponenten (Rotorblätter, Ge-
nerator, Maschinenhaus, Stahlsektionen) zurückzubauen/zu demontieren. 
 

5. Spätestens 12 Monate nach Inbetriebnahme der neuen Windenergieanlagen (Neu-
WEA02, Neu-WEA03 und Neu-WEA06) müssen die im Plangebiet vorhandenen Anla-
gen einschließlich der nicht mehr benötigten befestigten Erschließungsflächen voll-
ständig zurück- bzw. abgebaut und abtransportiert sein. 
 
Es ist sicherzustellen, dass vor der Inbetriebnahme der letzten Neu-WEA alle Alt-WEA 
zurückgebaut sind und vor der Inbetriebnahme der ersten Neu-Anlage alle Alt-Anlagen 
endgültig außer Betrieb gesetzt sind.  

 
6. Vor Beginn der Arbeiten (insbesondere Tiefbauarbeiten) haben Sie sich davon zu ver-

gewissern, ob evtl. Versorgungseinrichtungen (Leitungen / Kabel) eines Versorgungs-
unternehmens tangiert werden, da die Annäherung an diese Einrichtungen mit Lebens-
gefahr verbunden sein kann. 
 

7. Die Betriebsbeschränkungen (Abschaltungen) der Tabelle 6.1 des Gutachtens zur 
Standorteignung (S. 27) in Verbindung mit der Tabelle A.2.6.1.1 des wake2e-Berichtes 
(S. A.6) (je Referenz-Nr. 2023-B-049-P3-R1-VA-ungekürzte Fassung der F2E Fluid & 
Energy Engineering GmbH & Co. KG) sind für die Anlagen WEA02, WEA03 und 
WEA06 einzuhalten. Diese WEA sind mit einer geeigneten Abschaltvorrichtung auszu-
rüsten.  
 

8. Die Anlagen Neu-WEA02, Neu-WEA03 und Neu-WEA06 dürfen jeweils maximal in fol-
gendem Betriebsmodus/Schallleistungspegel betrieben werden: 
 

 Tagsüber (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr): 
• Betriebsmodus 0s (BM 0s) mit einem Schallleistungspegel (Le,max) von 107,7 

dB(A) 
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Nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr): 
• Betriebsmodus 0s (BM 0s) mit einem Schallleistungspegel (Le,max) von 107,7 

dB(A) 
 
Der Schallleistungspegel von 107,7 dB(A) versteht sich inklusive des emissionsseitigen 
Zuschlages (z2) von 1,7 dB(A). 

 
Es wird folgendes maximal zulässiges Frequenzspektrum festgesetzt: 
 
 
Betriebs-
modus 

Schallleistungspegel Le,max,okt. [dB(A)] 
bei Oktavband-Mittenfrequenz [Hz] 

31,5 63 125 250 500 1.000 2.000 4.000 8.000 
BM 0s 77,7 89,4 95,1 97,9 100,3 101,8 102,4 96,9 79,3 

Maximal zulässige frequenzabhängige Schallleistungspegel / ENERCON E-138 EP3 E2 (inkl. 
Zuschlag z2 (emissionsseitiger Zuschlag 1,7 dB(A)))  
 

9. Die Rotorblätter der WEA sind mit Serrations (Sägezahnhinterkanten) zur Schallopti-
mierung auszurüsten. 
 

10. Folgende Schallpegel gem. Nr. 6 der TA-Lärm dürfen in der Nachbarschaft – gemessen 
0,5 m vor dem geöffneten, vom Lärm am stärksten betroffenen Fenster – nicht über-
schritten werden:  

 
Außenbereich (entspricht einem Kern-, Dorf- und Mischgebiet nach TA-Lärm) 
tagsüber: 60 dB(A) 
nachts (22:00 – 06:00 Uhr): 45 dB(A) 

 
11. Die Einhaltung der maximal zulässigen Lärmimmissionswerte ist innerhalb eines Jah-

res nach Inbetriebnahme der drei geplanten WEA durch Messung an einem maßgeb-
lichen Immissionspunkt oder an einem geeigneten Ersatzimmissionsort auf Kosten des 
Betreibers nachzuweisen. Die Messung hat durch eine anerkannte Messstelle nach § 
29 b BImSchG zu erfolgen. Als Sachverständiger kommt in diesem Fall nur ein Institut 
in Frage, das nachweislich Erfahrung mit der Messung von WEA hat und das nicht an 
der Erstellung der Schallimmissionsprognose mitgearbeitet hat. Ein Messkonzept ist 
mit der Genehmigungsbehörde im Vorfeld abzustimmen. Sofern eine Messung (z.B. 
aufgrund der Witterungsbedingungen) nicht innerhalb eines Jahres nach Inbetrieb-
nahme durchführbar ist, ist die Genehmigungsbehörde darüber umgehend zu informie-
ren und das weitere Vorgehen mit ihr abzustimmen. Die Nachweisführung hat entspre-
chend der LAI-Hinweise zum Schallimmissionsschutz bei Windkraftanlagen bzw. gel-
tender FGW Richtlinien zu erfolgen 
 

12. Nach Durchführung der Messung ist dem Landkreis Osnabrück ein Exemplar des Gut-
achtens zuzusenden. Bei einer Überschreitung der zulässigen Lärmwerte werden dem 
Betreiber entsprechende Maßnahmen zur Minderung auferlegt.  
  

13. Es muss durch geeignete Abschalteinrichtungen überprüfbar und nachweisbar sicher-
gestellt werden, dass die Schattenwurf-Immissionen der WEA (insgesamt) real an den 
Immissionsorten (IO) 8 Stunden / Jahr bzw. 30 Minuten / Tag nicht überschreiten. So-
fern eine Abschalteinrichtung verwendet wird, die keine meteorologischen Parameter 
erfassen kann, darf eine astronomisch maximal mögliche Beschattungsdauer (worst 
case) von 30 Stunden/Jahr und 30 Minuten/Tag nicht überschritten werden. 
 
Die Schattenwurfprognose weist für die relevanten Immissionspunkte (IP) 1-17 eine 
Überschreitung der zumutbaren Beschattungsdauer von 30 Stunden / Jahr (worst 
case) bzw. 30 Minuten / Tag aus. An diesen IP müssen alle für die Programmierung 
der Abschalteinrichtungen erforderlichen Parameter exakt ermittelt werden. 
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14. Sollte nach Inbetriebnahme der Anlagen der begründete Verdacht bestehen, dass die 

maximal zulässigen Lärm-Immissionswerte oder die maximalen Schlagschattenzeiten 
nicht eingehalten werden, behält sich der Landkreis Osnabrück vor, auf Kosten des 
Betreibers Überprüfungen der Lärm-Immissionswerte durch eine Lärm-Immissions-
messung bzw. der Schlagschattenzeiten von einem unabhängigen Gutachter durch-
führen zu lassen.  
 

15. Vor Inbetriebnahme sind die WEA mit einer bedarfsgerechten Nachtkennzeichnung 
(BNK) auszurüsten. Vor der Einrichtung der BNK ist eine Anzeige nach § 15 BImSchG 
erforderlich. Diese ist bei der Unteren Immissionsschutzbehörde des Landkreis Osn-
abrück einzureichen.  

 
16. Die antriebs- und übertragungstechnischen Teile sowie die Funktion der Sicherheits-

einrichtungen sind in Abständen von höchstens 2 Jahren durch einen anerkannten 
Sachverständigen zu überprüfen. Diese Frist kann auf 4 Jahre verlängert werden, 
wenn der Betreiber mit der Herstellerfirma oder einer geeigneten fachkundigen War-
tungsfirma einen Wartungsvertrag abschließt und eine laufende Wartung durchgeführt 
wird. 

 
Die Rotorblätter sind in Abständen von 4 Jahren zu überprüfen. Nach 12 Jahren ab 
dem Zeitpunkt der Inbetriebnahme verkürzt sich diese Frist auf 2 Jahre. Bei der Über-
prüfung sind mindestens eine visuelle Kontrolle der Blattoberfläche sowie eine Prüfung 
des Flanschbereiches und eine stichprobenartige Prüfung der Vorspannung der Be-
festigungsschrauben durchzuführen.  
 
Änderungen der Prüfungsintervalle wegen neuer technischer Erkenntnisse bleiben im 
Rahmen nachträglicher Anordnungen vorbehalten.  

 
17. Die wiederkehrenden Prüfungen der Maschinen der WEA einschließlich der Rotorblät-

ter und der Sicherheitseinrichtungen sowie der Standsicherheit der gesamten Bau-
werke sind von dem für die WEA Verantwortlichen (Betreiber) in den erforderlichen 
Prüfintervallen auf seine Kosten zu veranlassen. 
 
Prüfberichte und Wartungsverträge sind der Genehmigungsbehörde unaufgefordert 
vorzulegen. Den Empfehlungen und Anweisungen des beauftragten Sachverständi-
gen, insbesondere hinsichtlich festgestellter Mängel durch die die öffentliche Sicherheit 
gefährdet ist, ist zu folgen. 
 

18. Der Betreiber ist verpflichtet, die WEA innerhalb von 6 Monaten zu entfernen, wenn die 
WEA endgültig außer Betrieb genommen werden. Der Rückbau beinhaltet gemäß Nr. 
3.5.2.3 des Windenergieerlasses vom 20.07.2021 die Beseitigung der Anlage, welche 
der bisherigen Nutzung diente und insoweit die Herstellung des davor bestehenden 
Zustandes. Zurückzubauen sind alle ober- und unterirdischen Anlagen und Anlagen-
teile sowie die zugehörigen Nebenanlagen wie Leitungen, Wege und Plätze und sons-
tige versiegelte Flächen. Die durch die Anlage bedingte Bodenversiegelung ist so zu 
beseitigen, dass der Versiegelungseffekt, der z.B. das Versickern von Niederschlags-
wasser beeinträchtigt oder behindert, nicht mehr besteht. 
 
Die Regelungen zur Rückbauverpflichtung aufgrund des städtebaulichen Vertrages zur 
Bauleitplanung bleiben hiervon unberührt. 
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19. Maßnahmen zur Verhinderung von Eisabwurf  
Alle WEA sind mit Sensoren zur Erkennung von Vereisungen auszurüsten, die in das 
Sicherheitssystem einzubeziehen sind. Dazu ist das Enercon-Kennlinienverfahren ge-
mäß der Technischen Beschreibung „Enercon Einansatzerkennung“ (Dokument-ID: 
D0154407/13.0‐de) zu verwenden. Erkennt das Eisansatzerkennungssystem Eisana-
satz, werden die WEA angehalten (Trudelbetrieb). Ein Wiederanlaufen der WEA nach 
Eisfreiheit kann über einen manuelle eingeleiteten Wiederanlauf durch Sichtkontrolle 
vor Ort oder alternativ über den automatischen Wideranlauf erfolgen. Ein Wiederanlauf 
darf nur erfolgen, wenn kein Eisansatz mehr vorhanden ist. 

 
20. Es ist durch Hinweisschilder im Aufenthaltsbereich unter den Rotorblättern jeder WEA 

auf die Gefährdung durch Eisabfall bei Rotorstillstand oder Trudelbetrieb aufmerksam 
zu machen (s. Windenergieerlass Nr. 3.5.4.3). 
 

21. Anlagensicherheit 
Die WEA müssen mindestens dem Standard entsprechen, der durch die DIBt-Richtlinie 
für Windenergieanlagen sowie der darin genannten internationalen Richtlinie IEC 
61400-1 und ff. beschrieben wird. 

 
22. Es ist eine Feuerwehrzufahrt gem. DIN 14090 zum Windpark herzustellen. 

 
23. Ein Wechsel des Betreibers der WEA ist der Genehmigungsbehörde unverzüglich 

vor Übergabe der Anlage mit genauer Standort- und Anlagenbezeichnung schriftlich 
bekannt zu geben. Die im Grundbuch eingetragenen beschränkt persönlichen Dienst-
barkeiten zum Zweck der dauerhaften Flächensicherung für Kompensations-, Vermei-
dungs-, Verminderungs- und Schadensbegrenzungsmaßnahmen sind ebenfalls auf ei-
nen etwaigen neuen Betreiber umzuschreiben und der Genehmigungsbehörde in Ko-
pie vorzulegen. 

 
24. Jede Havarie oder sonstige, die Sicherheit beeinträchtigende Schadensfälle sind 

der Genehmigungsbehörde unverzüglich mitzuteilen (Während der Dienstzeit: der Un-
teren Immissionsschutzbehörde, außerhalb der Dienstzeit: der Rettungsleitstelle des 
Landkreises Osnabrück, Tel.: 0541/501-5112). 
 

25. Die WEA haben dem Stand der Technik zu entsprechen. Ich behalte mir vor, diesbe-
züglich zukünftig nachträgliche Anordnungen zu treffen, um eine Anpassung herbeizu-
führen. 

 
26. Die endgültige Inbetriebnahme der Anlagen darf erst erfolgen, wenn: 

Ein anerkannter Sachverständiger (z.B. technische Prüfstelle oder TÜV) bestätigt hat, 
dass die Anlagen, einschließlich der maschinentechnischen Anlagenteile, betriebssi-
cher und ordnungsgemäß errichtet wurden; der Prüfbericht bzw. das Inbetriebnahme-
protokoll ist der Genehmigungsbehörde des Landkreises Osnabrück vorzulegen. Pro-
bebetriebe sind hiervon ausgenommen. 

 
 
 
N i e d e r s ä c h s i s c h e  L a n d e s b e h ö r d e  f ü r  S t r a ß e n b a u  u n d   
V e r k e h r 

- L u f t f a h r t b e h ö r d e  -  
 

27. Kennzeichnung 
 
Die Windkraftanlagen sind mit einer Tages- und Nachtkennzeichnung gemäß der „All-
gemeinen Verwaltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen“ (AVV) 
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vom 24.04.2020 (BAnz AT 30.04.2020) zu versehen und als Luftfahrthindernisse zu 
veröffentlichen. 
 

28. Tageskennzeichnung 
 
Die Rotorblätter der Windkraftanlagen sind weiß oder grau auszuführen; im äußeren 
Bereich sind sie durch 3 Farbfelder von je 6 m Länge  
 
a) außen beginnend mit 6 Meter orange - 6 Meter weiß - 6 Meter orange oder  
b) außen beginnend mit 6 Meter rot - 6 Meter weiß oder grau - 6 Meter rot  
 
zu kennzeichnen. Hierfür sind die Farbtöne verkehrsweiß (RAL 9016), grauweiß (RAL 
9002), lichtgrau (RAL 7035), achatgrau (RAL 7038), verkehrsorange (RAL 2009) oder 
verkehrsrot (RAL 3020) zu verwenden. Die Verwendung entsprechender Tagesleucht-
farben ist zulässig.  
 
Aufgrund der beabsichtigten Höhe der Windkraftanlagen sind die Maschinenhäuser auf 
halber Höhe umlaufend rückwärtig mit einem mindestens zwei Meter hohen orange/ro-
ten Streifen zu versehen. Der Streifen darf durch grafische Elemente und/oder kon-
struktionsbedingt unterbrochen werden; grafische Elemente dürfen maximal ein Drittel 
der Fläche der jeweiligen Maschinenhausseite beanspruchen. 
 
Der Mast ist mit einem drei Meter hohen Farbring in orange/rot, beginnend in 40 Meter 
über Grund, zu versehen. Die Markierung kann aus technischen Gründen oder bedingt 
durch örtliche Besonderheiten versetzt angeordnet werden. 
 

29. Nachtkennzeichnung 
 
Die Nachtkennzeichnung der WEA erfolgt durch Feuer W, rot oder Feuer W, rot ES. 

 
Zusätzlich ist eine Hindernisbefeuerungsebene, bestehend aus Hindernisfeuer (ES), 
am Turm auf der halben Höhe zwischen Grund und der Nachtkennzeichnung auf dem 
Maschinenhausdach erforderlich. Sofern aus technischen Gründen notwendig, kann 
bei der Anordnung der Befeuerungsebene um bis zu 5 Meter nach oben/unten abge-
wichen werden. Dabei müssen aus jeder Richtung mindestens zwei Hindernisfeuer 
sichtbar sein. Ist eine zusätzliche Infrarotkennzeichnung (AVV, Anhang 3) vorgesehen, 
ist diese auf dem Dach des Maschinenhauses anzubringen. 

 
Es ist (z.B. durch Doppelung der Feuer) dafür zu sorgen, dass auch bei Stillstand des 
Rotors sowie bei mit einer Blinkfrequenz synchronen Drehzahl mindestens ein Feuer 
aus jeder Richtung sichtbar ist.  

 
Der Einschaltvorgang erfolgt grundsätzlich über einen Dämmerungsschalter gemäß 
der AVV, Nummer 3.9. 
 
Sofern die Angaben des Anhangs 6 der AVV erfüllt werden, kann an dem geplanten 
Standort die Nachtkennzeichnung bedarfsgesteuert erfolgen. 
 
Die Nachtkennzeichnung ist mir einer dauerhaft aktivierten Infrarotkennzeichnung ge-
mäß Artikel 1 Teil 2 Nummer 3.6 AVV zu kombinieren. 
 
Vor Inbetriebnahme der bedarfsgesteuerten Nachtkennzeichnung (BNK) ist die 
geplante Installation der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr anzuzeigen.  
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Hierbei sind unter Angabe des Aktenzeichens 4235/30316-3 OL (76-23) folgende Un-
terlagen schriftlich oder elektronisch zu übersenden: 

• Nachweis der Baumusterprüfung gemäß Anhang 6 Nummer 2 AVV durch eine 
vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur benannte Stelle 
sowie 

• Nachweis des Herstellers und/oder Anlagenbetreibers über die Standortbezo-
gene Erfüllung der Anforderungen auf Basis der Prüfkriterien nach Anhang 6 
Nummer 2 AVV. 

 
30. Installation 

 
Das „Feuer W, rot“ bzw. Feuer W, rot ES sind so zu installieren, dass immer mindestens 
ein Feuer aus jeder Richtung sichtbar ist. Gegebenenfalls müssen die Feuer gedoppelt, 
jeweils versetzt auf dem Maschinenhausdach - nötigenfalls auf Aufständerungen - an-
gebracht werden. Dabei ist zu beachten, dass die gedoppelten Feuer gleichzeitig (syn-
chron blinkend) betrieben werden.  
 
Das gleichzeitige Blinken ist erforderlich, damit die Feuer der Windkraftanlage während 
der Blinkphase nicht durch einen Flügel des Rotors verdeckt werden. 
 
Die Blinkfolge der Feuer auf Windenergieanlagen ist zu synchronisieren. Die Taktfolge 
ist auf 00.00.00 Sekunde gemäß UTC mit einer zulässigen Null-Punkt-Verschiebung 
von ± 50 ms zu starten. 
 
Für die Ein- und Ausschaltvorgänge der Nachtkennzeichnung bzw. Umschaltung auf 
das Tagesfeuer sind Dämmerungsschalter, die bei einer Umfeldhelligkeit von 50 bis 
150 Lux schalten, einzusetzen. 
 

31. Stromversorgung 
 

Bei Ausfall der Spannungsquelle muss sich die Befeuerung automatisch auf ein Er-
satzstromnetz umschalten.  
 
Mehrere in einem bestimmten Areal errichtete Windenergieanlagen können als Wind-
energieanlagen Blöcke zusammengefasst werden. Grundsätzlich bedürfen nur die An-
lagen an der Peripherie des Blocks, nicht aber die innerhalb des Blocks befindlichen 
Anlagen einer Kennzeichnung durch Feuer für die Tages- und Nachtkennzeichnung. 
Überragen einzelne Anlagen innerhalb eines Blocks signifikant die sie umgebenden 
Hindernisse so sind diese ebenfalls zu kennzeichnen. Bei einer Gefahr für die Sicher-
heit des Luftverkehrs untersagt die zuständige Luftfahrtbehörde die Peripheriebefeue-
rung und ordnet die Befeuerung aller Anlagen an. Die Einrichtung einer Peripheriebe-
feuerung ist bei der Luftfahrtbehörde gesondert zu beantragen. 
 
Bei Feuern mit sehr langer Lebensdauer des Leuchtmittels (z. B. LED) kann auf ein 
„redundantes Feuer“ mit automatischer Umschaltung verzichtet werden, wenn die Be-
triebsdauer erfasst und das Leuchtmittel bei Erreichen des Punktes mit 5 % Ausfall-
wahrscheinlichkeit getauscht wird.  
 
Bei Ausfall des Feuers muss eine entsprechende Meldung an den Betreiber erfolgen. 
 
Störungen der Feuer, die nicht sofort behoben werden können, sind der NOTAM-Zent-
rale in Langen unter der Rufnummer 06103/707-5555 oder per E-Mail an 
notam.office@dfs.de unverzüglich bekannt zu geben. Der Ausfall der Kennzeichnung 
ist so schnell wie möglich zu beheben. Sobald die Störung behoben ist, ist die NOTAM-
Zentrale unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen. Ist eine Behebung innerhalb von 
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zwei Wochen nicht möglich, ist die NOTAM-Zentrale und die zuständige Genehmi-
gungsbehörde, nach Ablauf der zwei Wochen erneut zu informieren.  
 
Für den Fall einer Störung der primären elektrischen Spannungsversorgung muss ein 
Ersatzstromversorgungskonzept vorliegen, das für den Fall einer Störung der primären 
elektrischen Spannungsversorgung eine Versorgungsdauer von mindestens 16 Stun-
den gewährleistet. Der Betrieb der Feuer ist bei einer geplanten Abschaltung bis zur 
Wiederherstellung der Spannungsversorgung sicherzustellen. 
 
Die Zeitdauer der Unterbrechung zwischen Ausfall der Netzversorgung und Umschal-
ten auf die Ersatzstromversorgung darf zwei Minuten nicht überschreiten. Diese Vor-
gabe gilt nicht für die Infrarotkennzeichnung. 
 

32. Sonstiges 
 
Eine Reduzierung der Nennlichtstärke beim Tagesfeuer, „Feuer W, rot“, Feuer W, rot 
ES ist nur bei Verwendung der vom Deutschen Wetterdienst (DWD) anerkannten me-
teorologischen Sichtweitenmessgeräten möglich. Installation und Betrieb haben nach 
den Bestimmungen des Anhangs 4 der AVV zu erfolgen.  
 
Sollten Kräne zum Einsatz kommen, sind diese ab 100 m ü. Grund mit einer Tages-
kennzeichnung und an der höchsten Stelle mit einer Nachtkennzeichnung (Hindernis-
feuer) zu versehen.  
 
Die in den Auflagen geforderten Kennzeichnungen sind nach Erreichen einer Hinder-
nishöhe von mehr als 100 m ü. Grund zu aktivieren und mit Notstrom zu versorgen. 
 

33. Veröffentlichung 
 
Da die Windenergieanlagen aus Sicherheitsgründen als Luftfahrthindernisse veröf-
fentlicht werden müssen, sind  
 
a) mind. 6 Wochen vor Baubeginn das Datum des Baubeginns und  
b) spätestens 4 Wochen nach Errichtung die endgültigen Vermessungsdaten zu 

 übermitteln, um die Vergabe der ENR-Nummer und die endgültige Veröffentli-
chung in die Wege leiten zu können.  

 
Die Meldung der Daten erfolgt schriftlich oder elektronisch an die Niedersächsische 
Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Dezernat 42 Luftverkehr, Göttinger 
Chaussee 76 A, 30453 Hannover (E-Mail: luftfahrthindernisse@nlstbv.niedersach-
sen.de), unter Angabe des Aktenzeichens  
 

4235/30316-3 OL (76/23) 
 
und umfasst folgende Details:  
 
• DFS- Bearbeitungsnummer (Ni 1819-a-7, Ni 1806-a-8, Ni1806-a-9)  
• Name des Standorts  
• Art des Luftfahrthindernisses  
• Geographische Standortkoordinaten (Grad, Min. und Sek. mit Angabe des Be-

zugsellipsoid (Bessel, Krassowski oder WGS 84 mit einem GPS-Empfänger ge-
messen)  

• Höhe der Bauwerksspitze (m über Grund)  
• Höhe der Bauwerksspitze (m über NN, Höhensystem: DHHN 92)  
• Art der Kennzeichnung (Beschreibung)  
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Schließlich ist ein Ansprechpartner mit Anschrift und Telefonnummer der Stelle zu be-
nennen, die einen Ausfall der Befeuerung meldet bzw. für die Instandsetzung zuständig 
ist. 
 
 
 

S t a a t l i c h e s  G e w e r b e a u f s i c h t s a m t  O s n a b r ü c k 
 

34. Alarm- und Rettungsplan 
Der Betreiber muss sicherstellen, dass Beschäftigte und andere Personen bei einem 
Unfall oder bei einem Notfall unverzüglich gerettet und ärztlich versorgt werden kön-
nen. Er hat dafür sicherzustellen, dass Einrichtungen und Sachmittel sowie entspre-
chend qualifiziertes Personal für eine wirksame Hilfeleistung in Notfällen zur Verfügung 
stehen und entsprechende Abläufe festgelegt sind und regelmäßig trainiert werden. 
 
Ein wirksamer Notruf aus jedem Teil der Anlage muss jederzeit gewährleistet sein. Den 
Rettungskräften ist ein mit diesem abgestimmter Alarm- und Rettungsplan zur Verfü-
gung zu stellen, so dass eine Lotsenfunktion für die Anforderung weiterer Rettungs-
kräfte, wie z.B. Höhenrettung und Notarzt, gewährleistet ist (Lageplan der Windener-
gieanlagen mit Anfahrskizze; Koordinaten nach Gauß-Krüger. 
 
Der Alarm- und Rettungsplan ist an gut sichtbarer Stellen in der Anlage auszuhängen. 
Weiterhin sind der örtlichen Feuerwehr die notwendigen Informationen vor Inbetrieb-
nahme der Windenergieanlagen zu übermitteln. 

 
35. Schadensereignisse, deren Ursache durch die Beschaffenheit der WEA begründet ist, 

sind dem Staatlichen Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück zu melden. 
 

36. Windenergieanlagen sind Maschinen im Sinne der Maschinenrichtlinie 2006/42/EG. 
 
Bei der Errichtung und der Inbetriebnahme der Windenergieanlagen sind die Vorschrif-
ten des Produktsicherheitsgesetzes (ProdSG) i.V.m. der 9. Verordnung zum ProdSG 
zu beachten. 
 
Danach darf eine Windenergieanlage erst in Betrieb genommen werden, wenn sie mit 
der CE-Kennzeichnung versehen ist und die EG-Konformitätserklärung des Herstel-
lers/Errichters für die Windenergieanlage vorliegt. Auf die sich aus den einschlägigen 
EN-Normen sowie aus der DIN EN 50308 „Windenegieanlagen – Schutzmaßnahmen 
– Anforderungen für Konstruktion, Betrieb und Wartung“ und der DIN EN 61400-1 
„Windenergieanlagen – Sicherheitsanforderung“, DIN EN ISO 12100 „Sicherhiet von 
Maschinen – Allgemeine Gestaltungsleitsätze – Risikobeurteilung und Risikominde-
rung“ wird hingewiesen. 

 
 

 
F a c h d i e n s t  U m w e l t 
U n t e r e  N a t u r s c h u t z-  u n d  W a l d b e h ö r d e 

 
37. Der Betreiber darf nicht gegen die im Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) geregel-

ten Verbote zum Artenschutz verstoßen, die unter anderem für alle europäisch ge-
schützten Arten gelten (z.B. für alle einheimischen Vogelarten, alle Fledermausarten). 
Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es unter anderem verboten, Tiere dieser Arten zu 
verletzen oder zu töten, sie erheblich zu stören oder ihre Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten zu beschädigen oder zu zerstören. Bei Zuwiderhandlungen drohen die Buß-
geld- und Strafvorschriften der §§ 69 ff BNatSchG.  
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38. Die Umsetzung des Vorhabens ist durch eine externe Umweltbaubegleitung zu beglei-
ten. Diese ist der Genehmigungsbehörde vor Baubeginn namentlich zu benennen 
(inkl. Telefonnummer) und deren besondere Fachkunde im Bereich der Umweltbaube-
gleitung (z.B. durch entsprechende Fortbildung) nachzuweisen. Die Umweltbaubeglei-
tung muss vor Ort auf die Einhaltung der Vorgaben dieses Bescheids, des Land-
schaftspflegerischen Begleitplanes und des Artenschutzbeitrags achten. Des Weiteren 
sind die einschlägigen DIN-Vorschriften (wie z.B. DIN 18920) zu beachten. Eine Ein-
weisung des bauausführenden Unternehmens ist erforderlich, zu der über die Geneh-
migungsbehörde auch die Untere Wald- und Naturschutzbehörde (UNB) einzuladen 
ist. Das Protokoll hierüber ist der Genehmigungsbehörde in Kopie zuzusenden. Des 
Weiteren ist eine regelmäßige Kontrolle der Baustelle erforderlich. Die Protokolle sind 
der Genehmigungsbehörde ebenfalls als Kopie zuzusenden. Zur Konkretisierung der 
Aufgaben der Umweltbaubegleitung bei diesem Bauvorhaben ist der Genehmigungs-
behörde bis spätestens zwei Wochen vor Baubeginn ein Konzept vorzulegen und 
mit dieser abzustimmen. Dieses Konzept hat insbesondere Aussagen bezüglich der 
Meldepflichten der Umweltbaubegleitung an die Behörde, den geplanten Bauablauf 
(zeitlich und inhaltlich), die Häufigkeit der Baustellenkontrolle und der Berichterstattung 
zu enthalten. Des Weiteren ist darzustellen und zu regeln, welche Tätigkeiten zwingend 
unter der Aufsicht der Umweltbaubegleitung zu erfolgen haben. Sind unzulässige Be-
einträchtigungen oder artenschutzrechtliche Zugriffe absehbar, ist die Bautätigkeit im 
kritischen Bereich einzustellen, die Genehmigungsbehörde unverzüglich zu informie-
ren und das weitere Vorgehen abzustimmen. 

 
39. Die Maßnahmen zur Kompensation des Eingriffs in Natur und Landschaft sind entspre-

chend der im Umweltbericht ab Seite 115 aufgeführten Maßnahmenbeschreibungen   
M 1 (Ersatzpflanzung von Einzelbäumen), M 2 (Wegerandstreifenprojekt Gehrde) und 
M 3 (Erhalt von Kompensationsflächen) umzusetzen. Für die Umsetzung der Maßnah-
men ist regionales Pflanz- und Saatgut in Form von zertifiziertem Regiosaatgut (Regi-
oZert, vww) bzw. Pflanzgut aus geeigneten Forstbaumschulen gem. § 40 Abs. 4 
BNatSchG zu verwenden. Die Durchführung und Fertigstellung der Maßnahmen hat 
vor Inbetriebnahme (exklusive Entwicklungspflege) zu erfolgen, wobei die Fertigstel-
lung der Genehmigungsbehörde schriftlich (oder per E-Mail) mitzuteilen ist. Die dauer-
hafte Pflege und Entwicklung über den gesamten Zeitraum des Eingriffs ist vom Be-
treiber sicherzustellen. 

 
40. Der Schutz der Gehölze vor und während der Bauphase ist gemäß RAS-LP 4 bzw. DIN 

18920 zu gewährleisten. 
 
41. Die Baufeldfreimachung und Baufeldvorbereitung ist, in Anlehnung an die Maßnahme 

VART4 (Bauzeitenregelung; S. 102 Umweltbericht), außerhalb der Kernbrutzeit von Bo-
denbrütern (01.03. bis 30.09.) sowie außerhalb der Wander- und Ruhezeiten der Am-
phibien (01.03. bis 30.09.) durchzuführen. Auch das Abschieben des Oberbodens hat 
außerhalb der o.g. Kernbrutzeit zu erfolgen. Die Entfernung der Gehölze ist gem. § 39 
Abs. 5 Nr. 2 BNatSchG außerhalb des Zeitraums vom 01.03. bis zum 30.09. vorzuneh-
men.  
Sofern sich die Vermeidungsmaßnahme Bauzeitenregelung nicht oder nur teilweise 
realisieren lässt, ist über eine Begehung der Bauflächen vor Baubeginn sicherzustel-
len, dass keine Brutplätze durch die Baumaßnahme zerstört werden und es dadurch 
zu einer Verletzung oder Tötung von Individuen kommt. Sollten sich Fortpflanzungs-
stätten im Baubereich befinden, ist umgehend die UNB des Landkreises Osnabrück zu 
informieren. Mit den Bautätigkeiten kann erst nach Zustimmung der UNB begonnen 
werden.  
 

42. Eine Vergrämung bereits brütender Individuen ist untersagt. Um die Ansiedlung von 
Brutvögeln zu vermeiden, ist in Anlehnung an die Maßnahme VART 6 (Vergrämung von 
Brutvögeln), das Baufeld täglich morgens, mittags und abends durch eine fachkundige 
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Person (z.B. Jäger) mit einem Hund an einer Langleine abzulaufen.  
 

43. Vor der Baufeldfreiräumung sind zu fällende Gehölzbestände mit Potenzial für Fleder-
mausquartiere oder Höhlenbrüter von fachkundigem Personal auf Baumhöhlen und -
spalten zu untersuchen. Diese Regelung betrifft alle Bäume, die einen Stammdurch-
messer von mehr als 20 cm aufweisen. Sofern sich Quartiere bzw. Individuen in zu 
entfernenden Gehölzen befinden, ist die UNB des Landkreises Osnabrück umgehend 
zu informieren und das weitere Vorgehen abzustimmen. Sollten im Rahmen der Kon-
trolle potenziell geeigneter Strukturen eindeutige Spuren, welche auf eine Besiedelung 
durch Höhlenbrüter der betroffenen Gilde deuten, erkannt werden und kann gleichzei-
tig davon ausgegangen werden, dass es durch das geplante Vorhaben zu einer Ent-
nahme, Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten kommen 
wird, ohne dass die räumliche Funktionalität durch ein mögliches Ausweichen der Art 
erhalten bleibt, sind geeignete Nisthilfen im Aktionsraum der betroffenen Art zu instal-
lieren. Diese Maßnahme ist durch eine sachverständige Person durchzuführen und mit 
der UNB des Landkreises Osnabrück abzustimmen (vgl. VART5 Kontrolle von Habitaten 
vor Baubeginn, S. 102 Umweltbericht). 

 
44. Als Vermeidungsmaßnahmen bzw. Schutzmaßnahme für Fledermäuse ist eine Be-

triebszeitenregelung inklusive Gondelmonitoring nach folgender Maßgabe durchzufüh-
ren (vgl. VART2, S. 101 Umweltbericht): 

 
Für alle drei WEA sind grundsätzlich im Zeitraum vom 01.04. bis 30.06. Abschaltungen 
erforderlich, wenn folgende Bedingungen gleichzeitig erfüllt sind: 

- Windgeschwindigkeit in Gondelhöhe ≤ 6,0 m/s,  
- Lufttemperatur von mind. 10 ⁰C im Umfeld der Anlage  
- Im Zeitraum von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang  
- Kein Regen/Nebel bzw. trockene Bedingungen  
 

Für alle drei WEA sind grundsätzlich im Zeitraum vom 01.07. bis 31.10. Abschaltungen 
erforderlich, wenn folgende Bedingungen gleichzeitig erfüllt sind: 

- Windgeschwindigkeit in Gondelhöhe ≤ 7,5 m/s,  
- Lufttemperatur von mind. 10 ⁰C im Umfeld der Anlage  
- Im Zeitraum von Sonnenuntergang bis Sonnenaufgang  
- Kein Regen/Nebel bzw. trockene Bedingungen  
 

  In Bezug auf den letzten Punkt ist zu beachten, dass die Anlagen erst wieder anlaufen 
dürfen, sobald über mind. 10 Minuten Niederschlag verzeichnet wurde (0,04 mm/ Min.). 
Die Erfassung der Fledermausaktivität im Gondelbereich ist mittels des Anabats SD1 
oder einem gleichwertigen akustischen Erfassungsgerät durchzuführen. Der Einbau 
der Geräte ist von einem Fledermausgutachter fachlich zu begleiten und das Gerät 
selbst durch selbigen zu kalibrieren, damit die o. g. Bedingungen auch so erfasst und 
ausgewertet werden können. Die Auswahl der Anlagen, an denen das Monitoring 
durchgeführt werden soll, ist vor Inbetriebnahme der WEA mit der UNB abzustimmen. 

  
  Der Auswertungsbericht hat mindestens Ergebnisse über den Zeitraum 01. April bis 

31. Oktober zu umfassen und ist der Genehmigungsbehörde bis spätestens Ende Ja-
nuar vorzulegen. Sollte der erstmalige Betrieb der WEA erst nach dem 01.04. erfolgen, 
so verlängert sich das erste Monitoringjahr entsprechend um die fehlende Zeit und ist 
im darauffolgenden Jahr fortzuführen. Im zweiten Monitoringzeitraum werden die An-
lagen dann u.U. mit angepassten Abschaltzeiten betrieben werden können. Nach dem 
zweiten Monitoringzeitraum ist durch den Betreiber wiederum ein schriftlicher Ergeb-
nisbericht bis spätestens Ende Januar vorzulegen. Auf Grundlage zweier voller Moni-
toringjahre wird der zukünftig dauerhaft zu programmierende Abschaltalgorithmus fest-
gelegt.  
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  Es sind jährlich (auch nach Beendigung des Monitorings) zum 01.02. die Betriebsdaten 
als 10-Minuten-Mittelwerte (SCADA-Standard-Format) über den gesamten Abschalt-
zeitraum für jede WEA in digitaler Form (als Excel oder csv-Datei, kein pdf) an die UNB 
zu übermitteln. Die Betriebsdaten für eine WEA sollen so exportiert werden, dass zu 
einer WEA gehörige Daten nicht über mehrere Datenblätter aufgeteilt werden. Nach 
dem Export dürfen die Dateien von dem Betreiber nicht mehr verändert werden.  

  Für jede WEA sind nach dem Export folgende Angaben in einem Datenblatt zu enthal-
ten: 
• Zeitstempel mit Angabe der Zeitzone laut WEA-Hersteller (Bsp.: 2021-07-01 

20:40 +00:00 oder separate Angabe der Zeitzone bei Datenübermittlung) 
• Ø Windgeschwindigkeit (m/s), Ø Gondelaußentemperatur (°C), Ø Rotationsge-

schwindigkeit (U/min), Ø Niederschlagsintensität (mm/min). 
 
45. Entsprechend der Maßnahmenbeschreibung VART7 (vgl. S. 102 Umweltbericht) ist der 

Mastfußbereich der WEA für Greifvogel- und Eulenarten unattraktiv zu gestalten. Das 
direkte Umfeld der WEA ist so zu gestalten, dass schlaggefährdete Vogelarten nicht 
angelockt werden.  Um einer nachträglich unbeabsichtigten Erhöhung des Verlet-
zungs- und Tötungsrisikos von Greifvogel- und Eulenarten entgegenzuwirken, ist das 
direkte Umfeld der Windenergieanlagen so zu gestalten, dass Vogelarten nicht gezielt 
angelockt werden. Das Anlagenumfeld ist daher in Anlehnung an den Leitfaden "Um-
setzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und Genehmigung von Wind-
energieanlagen in Niedersachsen“ (MU NDS 2016) wie folgt zu gestalten: 

• Schotterflächen am Mastfuß sind auf das unbedingt erforderliche Mindestmaß 
zu beschränken. 

• Die ackerbauliche Nutzung hat bis an die Schotterflächen heranzureichen. 
•  Die Pflege der Schotterfläche (Mahd) erfolgt nur im Winter und möglichst im 

mehrjährigen Pflegerhythmus.  
• Im Umkreis von 100 m um die Windenergieanlagen sind Ablagerungen von z. 

B. Ernteprodukten, Mist o. ä. verboten. 
Alternativ ist es auch zulässig, den Bereich als Gehölzfläche mit einheimischen Arten 
(v.a. Weißdorn und Schlehe) anzulegen. Die Gehölze sind alle fünf Jahre auf den Stock 
zu setzen, um eine dichte und niedrige Gehölzstruktur zu entwickeln. 
 

46. Es sind fünf Feuchtbiotope mit Blänken von jeweils 500 m² mit umliegendem extensi-
vem Grünland bzw. Gehölzstrukturen sowie eine extensive Grünlandfläche, entspre-
chend den Festsetzungen zum Erhalt der Kompensationsmaßnahme aus der o.g. Bau-
leitplanung, anzulegen und zu pflegen.  
Bei der Anlage bzw. der Pflege der Feuchtbiotope sind folgende Vorgaben zu berück-
sichtigen: 

• Die Flächen sind naturnah anzulegen, mit wechselnden Böschungsneigungen 
zwischen 1:3 und 1:10. 

• Zu angrenzenden Ackerflächen ist ein Abstand von mindestens 10 m einzuhal-
ten. 

• Der Auftrag von Oberboden ist nicht zulässig. 
• Anfallender Bodenaushub ist auf angrenzenden Flächen auszubringen und ein-

zuplanieren. 
• Die Feuchtbiotope sind er natürlichen Sukzession zu überlassen ohne jegliche 

Ansaat oder Anpflanzungen. 
• Die Nutzung hat ausschließlich Naturschutzzwecken zu dienen, eine fischerei-

liche Nutzung ist nicht zulässig. 
• Im Bereich des Biotops ist eine intensive jagdliche Nutzung mit z.B. Anfüttern 

von Wildenten nicht zulässig. 
• Für randliche Eingrünungen dürfen ausschließlich standortheimische Gehölze 

verwendet werden. 
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• Bei der Biotopanlage ist ein mindestens 5 m breiter Gewässerräumstreifen ent-
lang angrenzender Gräben freizuhalten, sofern dies vom Unterhaltungsverband 
für erforderlich gehalten wird. 

Für das extensive Grünland gelten folgende Bewirtschaftungsauflagen: 
• Die Flächen sind als Dauergrünland (extensiv) anzulegen und zu belassen. 
• Der Wasserhaushalt darf nicht verändert werden. 
• Kein Grünlandumbruch. 
• Kein Walzen, Schleppen oder Düngen in der Vogelbrutzeit (15. März bis 15. 

Juni). 
• Kein Liegenlassen von Mähgut. 
• Keine Stickstoffdüngung 
• Nutzung als Weide mit bis zu 2 GVE/ha 

o Oder Nutzung als Mähweide mit Schnitt ab 15. Juli und anschließender 
Beweidung mit bis zu 2 GVE/ha 

o oder Nutzung als Wiese, Schnitt ab 15. Juni. 
• Mindestmahd einmal innerhalb von 2 Jahre 

 
 
 
 

F a c h d i e n s t  U m w e l t  
U n t e r e  W a s s e r b e h ö r d e 
 

47. Die Anlagen sind so zu errichten, zu betreiben, zu unterhalten und stillzulegen, dass 
keine schädlichen Gewässerverunreinigungen zu erwarten sind und die Gewässerun-
terhaltung nicht erschwert wird. 
 

48. Die Bauarbeiten sind grundsätzlich mit großer Sorgfalt und Betriebssauberkeit durch-
zuführen. Es ist dafür zu sorgen, dass keine wassergefährdenden Stoffe, wie z.B. 
Treib- und Schmierstoffe, das Grundwasser verunreinigen. 
 

49. Gelangen dennoch durch ein unvorhersehbares Ereignis wassergefährdende Stoffe in 
das Grundwasser oder oberirdische Gewässer, so ist unverzüglich der Landkreis Os-
nabrück – Fachdienst Umwelt -, Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück (Tel. 0541/ 501-
4606), als Untere Wasserbehörde zu unterrichten. 
 

50. Die Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen müssen mit Temperatur- 
und Druckwächtern ausgerüstet werden, welche bereits bei geringsten Abweichungen 
diese Information an eine ständig besetzte Fernüberwachung weiterleiten, sodass ei-
ner Havarie zeitnah begegnet werden kann. 
 

51. Bei Schadensfällen und Betriebsstörungen sind die betreffenden Anlagen unverzüglich 
außer Betrieb zu nehmen, sofern eine Gefährdung oder Schädigung eines Gewässers 
nicht auf andere Weise verhindert oder unterbunden werden kann. 
 

52. Zum Schutz des Bodens, des Grundwassers und der Gewässer sind für den Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen sowie 
die zutreffenden technischen Regelungen zu beachten. Dies betrifft insbesondere den 
Transport und das Abfüllen dieser Stoffe für z.B. den Ölwechsel, z.B. durch zugelas-
sene, dichte und beständige Auffangwannen, dichte Abfüllflächen, zugelassene dichte 
und beständige Behälter oder Tankwagen mit allen erforderlichen zugelassenen Si-
cherheitseinrichtungen. 
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53. Auch bei späteren Unterhaltungs-, Reinigungs- und Reparaturarbeiten ist eine Boden- 
Grundwasser- und Gewässergefährdung durch geeignete Schutzmaßnahmen auszu-
schließen. 
 

54. Bei Herstellung der unter Flur liegenden Bauelemente dürfen wassergefährdende 
Stoffe nicht verwendet werden. Dies gilt auch für das Anfüllen fertiggestellter Baukör-
per. Im Zuge der Gründungsarbeiten dürfen daher nur unbelastete, nicht auswasch- 
oder auslaugbare Stoffe oder Baumaterialien verwendet werden, von denen aufgrund 
ihrer Eigenschaft und ihres Einsatzes nachweislich keine Boden- oder Grundwasser-
verunreinigungen ausgehen (dies betrifft z.B. die eingesetzten Schalöle, Anstriche, Be-
schichtungen, Kleber, Dichtstoffe, Zemente, Kiese). 
 

55. Der Eintrag von stofflich verunreinigtem Oberflächenwasser der Zuwegungen und Be-
triebsflächenfahrwege über die Oberflächenentwässerung ist untersagt und baulich zu 
unterbinden. 
 

 
 
 
F a c h d i e n s t  U m w e l t  
U n t e r e  B o d e n s c h u t z b e h ö r d e  
 

56. Zur Wegeflächenerstellung und zur Errichtung sonstiger (temporär) genutzter Baustel-
lenoberflächenbefestigungen sind die zulässigen Einbauweisen nach den Anlagen 2 und 
3 gemäß Ersatzbaustoffverordnung zu beachten. Die Eignung des zu Befestigungszwe-
cken benutzten Materials ist durch eine Deklarationsanalyse nachzuweisen. Die Nach-
weise sind der Genehmigungsbehörde vor Einbau vorzulegen. 
 

57. Für die Planungs-, Ausschreibungs- und Bauphase der geplanten Windenergieanlagen 
sowie für den Rückbau der bestehenden Windenergieanlagen ist eine bodenkundliche 
Baubegleitung (BBB) durch ein fachkundiges Ing.-Büro mit Sachverständigennachweis 
gemäß § 18 Satz 1 BBodSchG oder mit entsprechender Zusatzqualifikation (Fortbil-
dung/Weiterbildung BBB) oder nachweislich mehrjähriger Erfahrung im benannten 
Sachgebiet erforderlich. Die Ausführung der BBB hat sich nach den Vorgaben der DIN 
19639 „Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben“ und dem für 
das Vorhaben erarbeitete Bodenschutzkonzept, das Bestandteil des Genehmigungs-
bescheides ist, unter laufender Kooperation mit der unteren Bodenschutzbehörde 
(UBB) des Landkreises Osnabrück zu richten. Die gesamten Erdbaumaßnahmen sind 
zu dokumentieren. Die Dokumentation ist in Form von Wochenberichten der UBB un-
aufgefordert vorzulegen. Der UBB ist spätestens vier Wochen vor Baubeginn (Be-
ginn Rückbau) das Ing.-Büro anzuzeigen, welches durch den Vorhabenträger mit der 
BBB für die o.g. Maßnahme beauftragt wurde. 

 
58. Das Bodenschutzkonzept ist auch auf alle im Zusammenhang mit dem Windpark ste-

henden Baumaßnahmen (z.B. Rodungsarbeiten, Leitungsbau, Rückbau bestehender 
Windenergieanlagen) anzuwenden. Diese Arbeiten sind ebenfalls bodenkundlich zu 
begleiten. 

 
59. Die BBB und bei Bedarf die UBB sind an regelmäßigen Baubesprechungen (wöchent-

lich, je nach Baufortschritt) zu beteiligen. Im Zuge der sind alle am Bau Beteiligten über 
erforderliche Maßnahmen zum Bodenschutzes durch die BBB zu informieren.  

60. Die Grenzen der Baufelder sind mit der vollständigen Eingriffsfläche vor der jeweiligen 
Inanspruchnahme so zu markieren, dass effektiv ein Befahren außerhalb der Baufelder 
unterbunden wird (Einzäunung oder vergleichbar). 
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61. Der Oberboden ist bei dauerhaft genutzten Flächen (dauerhafte Zuwegung, Kranstell-
flächen) sowie bei den temporären Zufahrten und Wendetrichtern vor Erstellung der 
Schottertragschicht abzutragen. Auf den Abtrag des Oberbodens kann verzichtet wer-
den, wenn die temporären Flächen bis maximal 6 Monate bestehen bleiben. In diesem 
Fall ist jedoch zu beachten, dass betroffene vegetationsfreie Flächen mindestens 3 
Monate vor der Baumaßnahme aktiv zu Begrünen sind. 

 
62. Der Oberbodenabtrag ist mit geringem Befahrungs- und Rangieraufwand durchzufüh-

ren. Hierbei sind vorzugsweise Ketten-/Raupenfahrzeuge einzusetzen. Bei temporär 
genutzten Flächen ist der Oberbodenabtrag rückschreitend (ohne Befahrung des frei-
gelegten Unterbodens) mit geringem Befahrungs- und Rangieraufwand durchzuführen. 
Ein mehrmaliges Befahren der selben Fläche ist zu vermeiden. 

 
63. Der Oberbodenabtrag ist nicht bei nassen Bodenbedingungen durchzuführen. Bei ei-

ner nicht vermeidbaren Beanspruchung vernässter Böden sind in Abstimmung mit dem 
Vorhabenträger, der BBB und der UBB geeignete Maßnahmen vorzusehen, um der 
standörtlich hohen Verdichtungsempfindlichkeit entgegenzuwirken. 

 
64. Der Rückbau der dauerhaften und temporären Verkehrsflächen ist sortenrein durchzu-

führen. Zur Gewährleistung eines sortenreinen Rückbaus ist vor Herstellung der tem-
porären Flächen ein reißfestes Geotextil/Vlies mit einer ausreichenden Zugfestigkeit 
(empfohlen sind 100 kN/m) aufzubringen. Bei Natursteinschotter kann alternativ eine 
Sauberkeitsschicht durch Sand eingesetzt werden.  

 
65. Die lastenverteilende Material- bzw. Gesteinslage ist bei der Zuwegung in einer Stärke 

von mind. 30 cm und bei der Kranstellfäche in einer Stärke von mind. 50 cm auszufüh-
ren.  

 
66. Eine ungeplante Flächeninanspruchnahme (außerhalb der hergestellten Baubedarfs-

flächen und auf unversiegelten Flächen) ist zu vermeiden.  
 

67. Müssen die Überschwenkbereiche befahren werden, so sind diese mit lastverteilenden 
Platten auszulegen.  

 
68. Unterschiedliche Bodenschichten sowie Boden unterschiedlicher Standorte sind ge-

trennt abzugraben, zu transportieren und abzulagern. Die maximale Mietenhöhe be-
trägt beim Oberboden 2 Meter und beim Unterboden 3 Meter. Bodenmieten sind tra-
pezförmig mit einer abgeschrägten Oberseite anzulegen, um ein ungehindertes Abflie-
ßen von Oberflächenwasser zu gewährleisten. Oberbodenmieten sind ab einer zu er-
wartenden Lagerungszeit von > 2 Monaten zu begrünen.  

 
69. Oberbodenmieten dürfen nicht befahren werden. Unterbodenmieten dürfen lediglich in 

Ausnahmefällen zur Errichtung eines geeigneten Mietenprofils für einen ungehinderten 
Wasserabfluss in Abstimmung mit der BBB und UBB befahren werden. 

 
70. Es sind ausreichend Flächen zur Lagerung der Bodenmieten auf wasserdurchlässigen 

Flächen vorzuhalten.  
 

71. Überschüssiges unbelastetes Bodenmaterial ist nach Möglichkeit vor Ort in Abstim-
mung mit der BBB wiederzuverwenden. Ist dies nicht möglich, sind entsprechend den 
Anforderungen nach DIN 19731 und der BBodSchV Maßnahmen für eine möglichst 
hochwertige Verwendung wertvoller Bodenmaterialien zu planen, die als Überschuss-
massen nach bodenschutz- und abfallrechtlichen Kriterien aus dem Bauprojekt abge-
fahren werden müssen. 
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72. Ein Befahren von ungeschütztem Boden ist nicht zulässig. In Ausnahmefällen kann 

dies in Abstimmung der mit der BBB und der UBB bei trockenen Bodenverhältnissen 
ermöglicht werden. Die Vorgaben des Nomogramms (vgl. DIN 19639, 2019, Bild 2) 
sind einzuhalten. Ein Abweichen von dem maximal zulässigen Kontaktflächendruck ist 
hier nur in absoluten Ausnahmefällen und nur in Abstimmung mit der BBB und der UBB 
möglich. 

 
73. Treten Hinweise auf schädliche Bodenveränderungen auf, ist das weitere Vorgehen 

mit der UBB abzustimmen.  
 

74. Sämtliche Fahrzeuge und Maschinen sind mehrmals täglich auf Undichtigkeiten zu 
überprüfen. Mängel sind umgehend zu beheben.  

 
75. Sämtliche Baumaterialien und Abfälle sind nach Beendigung der Baumaßnahmen von 

der Baustelle zu entfernen und ordnungsgemäß zu entsorgen bzw. wiederzuverwerten.  
 

76. Bei der Rekultivierung sind die Anforderungen an den Maschineneinsatz ebenfalls zu 
beachten. Ungeschützte Bereiche sind vor Befahren zu schützen. 

 
77. Vor Beginn der jeweiligen standortbezogenen Rekultivierung sind alle baubedingten 

Fremdstoffe (Abfälle, Schotter, Vlies etc.) rückstandsfrei aus dem Baufeld zu entfernen.  
 

78. Der Ausbau des Schotters und Wegematerials ist rückschreitend durchzuführen.  
 

79. Dynamische Verdichtungsarbeiten sind zu vermeiden und dürfen nur nach Rückspra-
che mit der BBB und der UBB durchgeführt werden.  

 
80. Durch die Baumaßnahme verursachte, nicht natürliche Verdichtungen (z. B. durch Ma-

schinen oder Geräte) sind zu beseitigen. Bei schädlichen Verdichtungen des Unterbo-
dens hat in Abstimmung mit der BBB und der UBB eine geeignete Tieflockerung vor 
dem Oberbodenauftrag zu erfolgen.  

 
81. Nach Rekultivierung (Wiedereinbau) muss der Boden durchwurzelbar und wasser-

durchlässig sein. Schädliche Verdichtungen dürfen durch den Wiedereinbau von Bo-
den nicht erzeugt werden. 

 
82. Nach Abschluss der Baumaßnahme ist in der Regel eine Zwischenbewirtschaftung 

notwendig, die mit der BBB und UBB auf die Bodenverhältnisse und Folgenutzung ab-
gestimmt ist, bevor die Flächen in die Folgenutzung entlassen werden können (vgl. 
DIN 19639).  

 
83. Bei Rückbauarbeiten ist vor Zerkleinerung der Rotorblätter durch geeignete technische 

Maßnahmen sicherzustellen, dass GFK oder CFK haltige Stäube und Splitter nicht als 
Fremdstoffe in den Boden gelangen. Dies ist gem. Leitfaden Rückbau der Bund Län-
der- Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz vom 15.07.2021 durch Einhausungen oder 
durch Wasserbindung mit anschließender Filtration sicherzustellen 
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F a c h d i e n s t  P l a n e n  u n d  B a u e n 
U n t e r e  D e n k m a l s c h u t z b e h ö r d e  
 

84. Die generelle gesetzliche Melde- und Sicherungspflicht archäologischer und paläon-
tologischer Bodenfunde ist zu beachten. 
 

85. Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Boden-
funde (das können u.a. sein: Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken 
sowie auffällige Bodenverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren 
solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 NDSchG meldepflichtig 
und müssen der Denkmalschutzbehörde des Landkreis Osnabrück (Stadt- und Kreisar-
chäologie im Osnabrücker Land, Lotter Straße 2, 49078 Osnabrück, Tel. 0541/323-
277, E-Mail: archaeologie@osnabrueck.de) unverzüglich gemeldet werden. 

 
Meldepflichtig ist der Finder, der Leiter der Arbeiten oder der Unternehmer. Boden-
funde und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des NDSchG bis zum Ablauf von vier 
Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen bzw. für ihren Schutz ist Sorge zu 
tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten ge-
stattet. 
 

Denkmalrechtliche Genehmigung gem. § 13 Abs. 2 i.V.m. § 10 Abs. 4 NDSchG (s.o.) 
 
86. Die Ausführung der Erdarbeiten ist an folgende Voraussetzungen gebunden: 

 
a) Anlegen von Suchgrabungsschnitten von ca. 5 m Breite an den zukünftigen Standort 
bzw. Bauarealen der geplanten Windkraftanlagen zur Klärung der konkreten Befund- 
und Fundsituation; 
b) ggf. vollständige Ausgrabung und Dokumentation der angetroffenen archäologi-
schen Fundstellen. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die dabei entstehenden Kosten (für Material-, Ma-
schinen- und Personaleinsatz) nicht von der Archäologischen Denkmalpflege über-
nommen werden, sondern vom Planungs-/Vorhabenträger als Verursacher zu tragen 
sind (§ 6 Abs. 3 NDSchG). 

 
 

 
U n t e r h a l t u n g s v e r b a n d  U H V 9 7 M i t t l e r e  H a s e 

 
87. Wasser aus Grundwasserabsenkungsanlagen muss vor der Einleitung in die Gewäs-

ser durch Sedimentationsbecken geleitet werden, um Sedimenteinträge in die Ge-
wässer zu vermeiden. 
 
 

 
B u n d e s a m t  f ü r  I n f r a s t r u k t u r ,  U m w e l t s c h u t z ,  u n d  D i e n s t – 
l e i s t u n g e n  d e r  B u n d e s w e h r 

 
88. Der Baubeginn und die Fertigstellung sind dem Bundesamt für Infrastruktur, Umwelt 

und Dienstleistungen der Bundeswehr (Fontainengraben 200, 53123 Bonn), Referat 
Infra  I 3, per E-Mail (baiudbwtoeb@bundeswehr.org) unter Angabe des Zeichens II-
1778-23-BIA mit den endgültigen Daten wie Art des Hindernisses, Standort mit geo-
graphischen Koordinaten in WGS 84, Höhe über Erdoberfläche, Gesamthöhe über 
NHN anzuzeigen. 

W e s t n e t z  G m b H 

mailto:archaeologie@osnabrueck.de
mailto:baiudbwtoeb@bundeswehr.org
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89.  Vor Erteilung eines Auftrages zur Errichtung der Windenergieanlage zur Elektrizitäts-

erzeugung sind im Falle eines vorgesehenen Parallelbetriebes mit dem örtlichen Ver-
sorgungsnetz die Anschlussmöglichkeiten bzw. die Anschlussbedingungen mit der 
Westnetz GmbH Regionalcenter Osnabrück, abzustimmen. Weiterhin sind zwischen 
dem Betreiber der Windenergieanlage und dem v. g. Versorgungsunternehmen ent-
sprechende vertragliche Vereinbarungen abzuschließen. 

 
 

VI. Hinweise 
 

1. Jede Änderung der WEA, (z.B. bezüglich der Lage, der Beschaffenheit oder des Be-
triebes der Anlage), die Auswirkungen auf die Schutzgüter haben kann, bedarf einer 
Anzeige nach § 15 BImSchG bzw. einer Genehmigung nach § 16 BImSchG. Dazu 
gehört auch der Austausch schallrelevanter Hauptkomponenten der WEA (Getriebe, 
Generator, Rotorblätter) durch Komponenten anderen Typs oder Herstellers. 
 

2. Zur Erfüllung der sich aus dem BImSchG und der aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen ergebenden Pflichten können auch nach Erteilung dieser 
Genehmigung Anordnungen getroffen werden (§ 17 BImSchG). 

 
3. Kommen Sie als Betreiber der genehmigungspflichtigen Anlagen einer Auflage, einer 

vollziehbaren nachträglichen Anordnung oder einer anschließend bestimmten Pflicht 
aus einer Rechtsverordnung nach § 7 BImSchG nicht nach und betreffen die Auflage, 
die Anordnung oder die Pflicht die Beschaffenheit oder den Betrieb der Anlagen, kann 
die zuständige Behörde den Betrieb ganz oder teilweise bis zur Erfüllung der Auflage, 
der Anordnung oder der Pflichten aus der Rechtsverordnung gem. § 20 BImSchG un-
tersagen.  

 
4. Die Genehmigung erlischt, wenn 

 
a) die Anlagen während eines Zeitraumes von mehr als drei Jahren nicht mehr betrie-

ben worden sind oder 
b) das Genehmigungserfordernis aufgehoben wird. 

 
5. Auch auf die sich aus § 62 BImSchG ergebenden Ordnungswidrigkeiten weise ich be-

sonders hin.  
 

6. Dieser Bescheid wird bestandskräftig,  
 
a) nach einem Monat, wenn kein Widerspruch eingelegt wurde,  
b) im Falle eines Verwaltungsstreits spätestens zu dem Zeitpunkt, in dem dieser Be-

scheid durch letztinstanzliches Urteil bestätigt wird. 
 

7. Ein Widerspruch eines Dritten hat gem. § 63 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. 
 
Ich mache darauf aufmerksam, dass der Vertrauensschutz erst nach Unanfecht-
barkeit der Genehmigung eintritt.  
  

8. Die Verantwortung für den ordnungsgemäßen Betrieb der WEA liegt allein bei Ihnen 
als Betreiber im Sinne des BImSchG. Der Abschluss eines Service- oder Überwa-
chungsvertrages mit dem Hersteller der WEA oder einem anderen Dritten entbindet 
Sie nicht von dieser Verantwortung. Sie sind verpflichtet, die korrekte Ausführung von 
an Dritte vergebene Tätigkeiten zu überprüfen sowie stets über Störungen des Anla-
genbetriebes informiert zu sein, um entsprechende Entscheidungen zu treffen. Die 
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Ahndung von Verstößen sowie die Anordnung von Maßnahmen werden an Sie gerich-
tet. 
 

9. Bitte beachten Sie, dass auch für die Kabeltrassen etc. ggf. Genehmigungen bzw. Ab-
sprachen mit dem Landkreis Osnabrück erforderlich werden (z.B. bei Kreuzung von 
Straßen). Stimmen Sie daher schriftlich den Verlauf der Kabeltrassen etc. rechtzeitig 
vor Baubeginn mit dem Landkreis Osnabrück ab.  

 
10. Erforderliche Anträge für Schwertransporte sind rechtzeitig zur Prüfung bei den zu-

ständigen Behörden einzureichen.  
 
 
F a c h d i e n s t  P l a n e n  u n d  B a u e n 
B a u a u f s i c h t / I m m i s s i o n s s c h u t z  
 

11. Bei der Bauausführung der Anlagen sind die Unfallverhütungsvorschriften der zustän-
digen Berufsgenossenschaft zu beachten.  

 
12. Nach § 52 NBauO hat die Bauherrin/der Bauherr vor Baubeginn den Namen der Bau-

leiterin/des Bauleiters und während der Bauausführung einen Wechsel dieser Person 
der Genehmigungsbehörde unverzüglich mitzuteilen. Die Bauleiterin oder der Bauleiter 
muss über die für diese Aufgabe erforderlichen Fachkenntnisse verfügen. 

 
13. Gemäß § 52 Abs. 1 NBauO ist der Bauherr dafür verantwortlich, dass die von ihm 

veranlasste Baumaßnahme dem öffentlichen Baurecht entspricht. 
 

14. Die Prüfung des Bauantrages hat ergeben, dass gem. § 77 Abs. 1 NBauO zunächst 
auf eine Rohbau- und Schlussabnahme (Gebrauchsabnahme) seitens der Baugeneh-
migungsbehörde verzichtet wird. 
 
Es wird jedoch ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die Baumaßnahme nur so aus-
geführt werden darf, wie sie genehmigt wurde. Eine Beschränkung der Bauüberwa-
chung auf Stichproben bleibt vorbehalten. Gemäß § 3 Abs. 4 NBauO dürfen bauliche 
Anlagen erst in Gebrauch genommen werden, wenn sie sicher benutzbar sind. 

 
15. Es wird darauf hingewiesen, dass wiederkehrende Prüfungen von einem anerkannten 

Sachverständigen für WEA, der die fachliche Anforderung für die Beurteilung der Ge-
samtanlage erfüllt, durchzuführen sind. 

 
16. Die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs ist während der Bauzeit jederzeit zu ge-

währleisten. Die Zufahrt der gesamten baulichen Anlage ist auf Verlangen des Stra-
ßenbaulastträgers und auf Kosten des Betreibers zu ändern, soweit dies aus Gründen 
des Straßenverkehrs erforderlich ist. 

 
17. Die WEA ist entsprechend der Bedienungsanleitung des Herstellers zu betreiben.  

 
18. Die Anlagen sind gem. § 5 Abs. 1, Ziffern 1 – 4 BImSchG zu errichten, betreiben und 

ggf. stillzulegen.  
 
 
F a c h d i e n s t  U m w e l t  
U n t e r e  W a s s e r b e h ö r d e 
 

19. Soweit Anlagen, die der Gewässerbenutzung dienen oder aber genehmigte Anlagen 
zu Unterhaltungserschwernissen oder Schäden am benutzten Gewässer führen, ist der 
Unternehmer bzw. der Eigentümer zum Kostenersatz verpflichtet (§ 75 NWG). 
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F a c h d i e n s t  S t r a ß e n 
 

20. Sollten für den Transport der Anlagenteile Änderungen an Straßeneinmündungen oder 
Zufahrten zur Kreisstraße erforderlich werden, ist der Fachdienst 9 Straßen hinsichtlich 
einer Genehmigung nach dem Niedersächsischen Straßengesetz anzusprechen. 

 
 
N i e d e r s ä c h s i s c h e  L a n d e s b e h ö r d e  f ü r  S t r a ß e n b a u  u n d   
V e r k e h r 
- L u f t f a h r t b e h ö r d e  -  
 

21. Eine Entscheidung des Bundesaufsichtsamtes für Flugsicherung (BAF) gemäß § 18a 
LuftVG ist nicht erforderlich, da Anlagenschutzbereiche ziviler Flugsicherungseinrich-
tungen nicht betroffen sind. 

 
22. Bei Änderung der Bauhöhe, des Anlagentyps oder der Standortkoordinaten sind so-

wohl die zivilen als auch militärischen Luftfahrtbehörden erneut zu beteiligen. 
 

23. Der Betreiber hat dafür Sorge zu tragen, dass die Anforderungen der Allgemeinen Ver-
waltungsvorschrift zur Kennzeichnung von Luftfahrthindernissen dauerhaft eingehalten 
werden. Hierzu dienen insbesondere eine regelmäßige Wartung und Funktionsprü-
fung. 
 

 
S t a a t l i c h e s  G e w e r b e a u f s i c h t s a m t  O s n a b r ü c k  

 
24. Aufzugsanlage 

Nach Installation der Turm-Befahranlage (Hier: Aufzugsanlage im Sinner Anhang IV 
Nr. 17 der Maschinenrichtlinie 2006/42/EG) sind diese gem. Betriebssicherheitsverord-
nung vor der erstmaligen Inbetriebnahme und in der Folge wiederkehrend durch Sach-
verständige einer zugelassenen Überwachungsstelle (ZÜS) auf ihren ordnungsgemä-
ßen Zustand zu prüfen (BetrSichV, §§ 15 und 16). Die Bescheinigungen über die Prü-
fungen sind vom Betreiber vorzuhalten. 
 

25. Notfallinformationssystem 
Die Daten der WEA sollten der Datenbank www.wea-nis.de übermittelt werden. Unter-
nehmen der Windkraftbranche haben für Deutschland eine Datenbank initiiert, in dem 
die Lage, Zugangswege und Besonderheiten aller Windenergieanlagen verzeichnet 
sind.  
Das Notfallinformationssystem (WEA-NIS) ist über das Internet zugänglich: www.wea-
nis.de. 
Für feuerwehren und Rettungskräfte entsteht dadurch eine zuverlässige Informations-
quelle. Die WEA werden gut sichtbar gekennzeichnet. Diese Kennzeichnung kann im 
WEA-NIS auf der o.g. Internetseite nachgeschlagen werden. 

 
 

VII. Begründung 
 
Sie haben am 14. Juni 2023 die immissionsschutzrechtliche Genehmigung zur Errichtung und 
den Betrieb von 3 WEA mit mehr als 50 m Gesamthöhe in der Gemeinde Gehrde, Gemarkung 
Groß-Drehle, Flur 4, Flurstücke 7, 8 und 9 im Rahmen eines Repowering-Vorhabens bean-
tragt. Neben dem Neubau der genannten Anlagen erfolgt daher auch der Rückbau der 4 be-
stehenden WEA mit einer Nabenhöhe von 98,0 m (inkl. Fundament), einem Rotordurchmesser 
von 70 m und einer Gesamthöhe von 133,0 m des derzeitigen Windparks Gehrde in der Ge-
meinde Gehrde, Gemarkung Groß-Drehle, Flur 4, Flurstücke 1, 6, 7, 8, 9 und 15. 
 

http://www.wea-nis.de/
http://www.wea-nis.de/
http://www.wea-nis.de/
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Das Genehmigungsverfahren wurde gemäß §§ 1 - 7, 11, 13, 20 und 21 der 9. Verordnung zur 
Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren – 9. BImSchV vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001) in der zurzeit geltenden Fassung 
durchgeführt. 
 
Für das Vorhaben war gemäß § 1 und der lfd. Nr. 1.6.2 des Anhangs Nr. 1 der 4. Verordnung 
zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) ein vereinfachtes Ver-
fahren gem. § 19 BImSchG ohne Öffentlichkeitsbeteiligung durchzuführen.  
 
Aufgrund des § 6 Abs. 1 Windenergieflächenbedarfsgesetz (WindBG) war keine allgemeine 
UVP-Vorprüfung nach der Nr. 1.6.2 der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) durchzuführen, da die Voraussetzungen des § 6 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
WindBG erfüllt sind: 
 
Das Repowering-Vorhaben liegt in einem ausgewiesenen Windenergiegebiet nach § 2 Nr. 1 
WindBG. Bei der Ausweisung des Windenergiegebietes wurde eine Umweltprüfung nach § 2 
Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) durchgeführt und das Windenergiegebiet liegt nicht in 
einem Natura 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet oder einem Nationalpark.  
 
Für die Modernisierung der WEA zur Erzeugung von Strom aus erneuerbaren Energien 
(Repowering-Vorhaben) wurde ein Änderungsverfahren gem. § 16b Abs. 1 BImSchG durch-
geführt.  
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wurden die Stellungnahmen folgender Fachbehör-
den und Träger öffentlicher Belange eingeholt: 
 
Gemeinde Gehrde, Samtgemeinde Bersenbrück, Gemeinde Rieste, Landkreis Vechta, Bun-
desamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Unterhaltungs-
verband Nr. 97 „Hase-Bever“, Westnetz GmbH, Amprion Offshore GmbH, Bundesnetzagentur, 
Staatliches Gewerbeaufsichtsamt Osnabrück, Amt für regionale Landesentwicklung Weser-
Ems Geschäftsstelle Osnabrück, Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr – Luftfahrt-
behörde -, Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Deutscher Wetterdienst sowie 
beim Landkreis Osnabrück die Fachdienste Umwelt (Untere Wasserbehörde, Untere Natur-
schutz- und Waldbehörde, Untere Bodenschutzbehörde), Straßen (Kreisstraßen) sowie Pla-
nen und Bauen (Bauaufsicht, Regionalplanung, Denkmalschutz). 
 
Diese Stellen haben die von Ihnen eingereichten Unterlagen geprüft und keine Bedenken ge-
gen die beantragte Erteilung der Genehmigung erhoben; sie haben jedoch Vorschläge bezüg-
lich verschiedener Nebenbestimmungen und Hinweise für den Bescheid gemacht. 
 
Die 3 geplanten Windenergieanlagenstandorte liegen in einem „Vorranggebiet Windenergie-
nutzung“ welches im Regionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Osnabrück 2004 
(RROP) - Teilfortschreibung 2013 –Energie- neu ermittelt wurde und dargestellt wird. Die Ge-
nehmigung dieser Teilfortschreibung erfolgte durch die Regierungsvertretung Oldenburg am 
23.12.2013. Die amtliche Bekanntmachung der Teilfortschreibung 2013 – Energie – erfolgte 
am 31. Januar 2014 im Amtsblatt Nr. 2 des Landkreises Osnabrück und ist somit rechtkräftig. 
Die jetzt vorgelegte und geplante Repowering-Planung entspricht dem regionalplanerischen 
Grundsatz und der Zielsetzung der Teilfortschreibung 2013 „Energie“ des Regionalen Raum-
ordnungsprogramms für den Landkreis Osnabrück. Im Rahmen der 72. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes der Samtgemeinde Bersenbrück ist das o.g. regionalplanerische „Vor-
ranggebiet Windenergienutzung“ dort als „Sondergebiet Windkraftanlagen“ ausgewiesen wor-
den. Die 72. Änderung des Flächennutzungsplanes wurde von der genehmigungsführenden 
Behörde im Jahr 2015 genehmigt. Aufgrund der jetzt vorliegenden Repowering-Planung wurde 
der Bebauungsplan Nr. 27 a „Windpark Gehrde - Groß Drehle – Neuaufstellung“ von der Ge-
meinde Gehrde ins Verfahren gegeben. Der Bebauungsplan ist am 31.07.2023 rechtskräftig 
geworden. 
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Zur Darlegung der Erfüllung der Betreiberpflichten gemäß § 5 BImSchG wurde von Ihnen eine 
Schallimmissions- und Schattenwurfprognose vorgelegt. Das Schallimmissionsgutachten be-
legt die Einhaltung der zulässigen Lärmrichtwerte von 45 dB(A) an den IP 1-3, 5-8 sowie 10. 
An den IO 4, 9 und 11 wird ein nächtlicher Beurteilungspegel von 46 dB(A) erreicht. Der be-
antragte Anlagentyp Enercon E-138 EP3 E2 ist dreifach vermessen. Da die Messwerte für den 
Betriebsmodus BM 0s niedriger ausfallen als die Herstellerangaben, wurde mit dem vom Her-
steller abgegebenen Schallleistungspegel gerechnet. Hierbei wurde ein Zuschlag i.H.v. 1,7 
dB(A) gemäß den LAI-Hinweisen ermittelt und hinzugerechnet. Im Ergebnis wird die Einhal-
tung der von der TA-Lärm genannten Richtwerte für die o.g. IP belegt. Für die errechneten 
Beurteilungspegel von 46 dB(A) an den IO 4, 9 und 11 regelt die TA-Lärm unter Nr. 3.2.1, dass 
die für die zur beurteilende Anlage die Genehmigung wegen einer Überschreitung der Immis-
sionsrichtwerte nach Nummer 6 aufgrund der Vorbelastung auch dann nicht versagt werden 
soll, wenn dauerhaft sichergestellt ist, dass diese Überschreitung nicht mehr als 1 dB(A) be-
trägt. Gemäß der Auflage Nr. 11 ist die Einhaltung der maximal zulässigen Lärmimmissions-
werte innerhalb eines Jahres nach Inbetriebnahme durch Messung an einem maßgeblichen 
Immissionspunkt oder an einem geeigneten Ersatzimmissionsort nachzuweisen. Dadurch 
kann die Einhaltung der Richtwerte nachgewiesen werden. Sollte jedoch eine Überschreitung 
der Werte nachgewiesen werden, verfügen die WEA über weitere schallreduzierende Modi, 
um die Schallemissionen weiter zu senken. Somit greift hier die Regelung der Nr. 3.2.1 der 
TA-Lärm. Es wird darauf hingewiesen, dass in diesem Bescheid, aufgrund der Definition der 
Nr. 6 der TA-Lärm, weiterhin der Immissionsrichtwert mit 45 dB(A) angegeben wird. Die Über-
schreitung um 1 dB(A) an den IO 4, 9 und 11 ist zwar ebenfalls nach der TA-Lärm zulässig, 
bildet aber nicht den definierten Richtwert von 45 dB(A) ab. 
Die Schattenwurfprognose ergab eine Überschreitung der zulässigen Beschattungsdauer von 
30 bzw. 8 Stunden pro Jahr (s.o. worst case bzw. unter Zugrundelegung von meteorologischen 
Daten) bzw. 30 Minuten pro Tag an 17 von 18 Immissionspunkten (IP), sodass eine Abschalt-
vorrichtung erforderlich ist. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 27a „Windpark Gehrde – Groß Drehle – Neuaufstellung“ der Ge-
meinde Gehrde setzt die Standorte für die drei WEA bereits fest. Für die konkreten drei Stand-
orte wurden durch den vorgenannten Bebauungsplan jeweils zusätzlich Höhen über Normal-
höhennull (NHN) von max. 265 m ü. NHN vorgeschrieben, die die jeweilige WEA nicht über-
schreiten darf. Diese Maximalhöhen werden hier nicht überschritten. Die Gesamthöhe der je-
weiligen WEA beträgt 229,13 m. 
Nach § 15 Abs. 1 Satz 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) kommt das Gebot der Rücksicht-
nahme, das einer anlagenbedingten unzumutbaren, u.a. erdrückenden Wirkung zulasten von 
Nachbarn entgegensteht, zwar zur Anwendung. Zugleich darf § 15 Abs. 1 BauNVO die Ver-
wirklichung der einem Bebauungsplan zugrundeliegenden Planungsabsichten nicht verhin-
dern. Es liegen weder Anhaltspunkte vor, dass von den WEA eine erdrückende bzw. optisch 
bedrängende Wirkung ausgeht, noch das die WEA nicht plankonform verwirklicht werden sol-
len. 
 
 Exkurs: 

Selbst wenn noch eine ergänzende Berücksichtigung des Gebots der Rücksichtnahme 
hinsichtlich der optisch bedrängenden Wirkung durch WEA erforderlich wäre, wäre die 
hier geltend gemachte Spezialregelung des § 249 Abs. 10 Baugesetzbuch (BauGB) zu 
berücksichtigen, auch wenn diese nur für im Außenbereich nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 
BauGB zu beurteilende WEA gilt. 
In dieser Regelung hat der Gesetzgeber die vormals in der Rechtsprechung entwickelte 
„Faustformel“ zur Ermittlung einer „erdrückende Wirkung von WEA“, dies als Vorhaben 
gem. § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB errichtet werden, bzw. zu einem von solchen WEA 
ausgehenden Verstoß gegen das Gebot der Rücksichtnahme aufgegriffen und den 
Mindestregelungsabstand nunmehr selbst geregelt. Danach steht der öffentliche Be-
lang einer optisch bedrängenden Wirkung der Errichtung und dem Betrieb einer WEA 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB in der Regel nicht entgegen, wenn der Abstand zwischen 
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ihr und einer zulässigen baulichen Nutzung zu Wohnzwecken mindestens der zweifa-
chen Höhe der WEA entspricht. 
Bei der Anwendung der Regelung des § 249 Abs. 10 BauGB ergibt sich, dass im vor-
liegenden Fall keine optisch bedrängende Wirkung vorliegt, da der Abstand zwischen 
den geplanten WEA und Wohnnutzungen im näheren Umfeld größer ist, als die zwei-
fache Anlagenhöhe. 

 
Gegen das Vorhaben sprechen keine denkmalpflegerischen Bedenken, da sich im unmittel-
baren Nahbereich der WEA keine Denkmale befinden. In der weiteren Umgebung stehen in 
ca. 1.770 m Entfernung zum Plangebiet verschiedene Baudenkmale in Gehrde – Groß Drehle. 
Zwischen den Baudenkmalen und dem Plangebiet bestehen Eingrünungen und andere Ge-
bäude, sodass eine direkte Beziehung zwischen den Baudenkmalen und den WEA daher nicht 
entsteht. Eine Beeinträchtigung der Denkmaleigenschaft der Baudenkmale ist somit nicht ge-
geben.  
 
Unmittelbar westlich des Plangebiets befinden sich zwei archäologische Fundstellen (Gemar-
kung Klein Drehle, Flurstücke 4 und 5: Abgetragene vorgeschichtliche Grabhügel). Da Grab-
hügel selten einzeln liegen, sondern in teils lockerer Streuung in Gruppen, ist auch im westli-
chen Abschnitt des Plangebietes mit dem Auftreten von unter Bodenniveau erhaltenen, ober-
tägig nicht mehr sichtbaren, unterirdisch jedoch erhaltenen Resten solcher Grabanlagen zu 
rechnen. Daher wurde für die Ausführung von Erdarbeiten eine denkmalrechtliche Genehmi-
gung gem. § 13 Abs. 2 i.V.m. § 10 Abs. 4 NDSchG unter Einhaltung von Bedingungen (vgl. 
Auflage Nr. 86) erteilt.   
 
Eingriffsregelung: 
Laut Umweltbericht (S. 112) ergibt sich ein Eingriffsflächenwert von insgesamt rund 10.574 
WE auf dem Gebiet des Landkreises Osnabrück. Mit den geplanten Kompensationsmaßnah-
men (Wegerandstreifenprojekt der Gemeinde Gehrde) wird der Bedarf gedeckt. 
Die geplanten Maßnahmen sind aus Sicht der UNB geeignet und hinreichend umfänglich um 
den durch das Vorhaben entstehenden Kompensationsbedarf zu decken. Der hinreichende 
Umfang leitet sich von der Eingriffsbilanzierung ab. Der Kompensationsbedarf von 10.574 WE 
wird durch die Kompensationsleistung der geplanten Maßnahmen gedeckt. Im Hinblick auf die 
Eignung der Maßnahmen ist von der UNB geprüft worden, ob bereits anderweitige Kompen-
sationsverpflichtungen auf den vorgeschlagenen Maßnahmenflächen liegen, ob die Maßnah-
men aus naturschutzfachlicher Sicht sinnvoll sind und ob die Maßnahmen nicht aus anderen 
Gründen sowieso (z.B. aufgrund anderer Rechtsvorschriften) hätten durchgeführt werden 
müssen. Diese Prüfung führte zu einem positiven Ergebnis, das die Eignung der Kompensati-
onsmaßnahmen belegt. Bezogen auf das letztgenannte Kriterium ist zu berücksichtigen, dass 
ein multifunktionaler Einsatz der Kompensationsmaßnahmen jedoch gerechtfertigt ist. Dem-
nach steht der Anerkennung von Artenschutzmaßnahmen im Rahmen der Eingriffsregelung 
gem. § 15 Abs. 2 BNatSchG nichts entgegen. Auch die langfristige Verpflichtung des Eingriffs-
verursachers zur Unterhaltung und rechtlichen Sicherung der Kompensationsmaßnahmen ist 
gem. § 15 Abs. 4 BNatSchG gerechtfertigt. Als Unterhaltungszeitraum ist die gesamte Dauer 
des Eingriffs zu verstehen.  Verantwortlich für Ausführung, Unterhaltung und Sicherung der 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der Verursachende oder dessen Rechtsnachfolge (§ 
15 Abs. 4 Satz 3 BNatSchG). 
 
Besonderer Artenschutz: 
Da eine artenschutzrechtliche Prüfung nach den Vorschriften des § 44 Bundesnaturschutzge-
setzes (BNatSchG) nicht erforderlich war, wurde durch die UNB eine modifizierte artenschutz-
rechtliche Prüfung nach den Vorgaben des § 6 WindBG durchgeführt. 
Die vorliegenden faunistischen Untersuchungen sind im Hinblick auf die Erfassung der Fleder-
mäuse und Vögel seitens der UNB nicht zu beanstanden. Wie auch bei der naturschutzrecht-
lichen Eingriffsregelung sind mögliche Beeinträchtigungen auf Tierarten grundsätzlich zu ver-
meiden oder zu verringern. Ist dieses nach eingehender Prüfung nicht möglich, können ggf. 
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zumutbare Maßnahmen erfolgen, mit denen mögliche Beeinträchtigungen und damit Verbots-
tatbestände vermieden und damit gar nicht einschlägig werden (Vermeidungs- und Verminde-
rungsmaßnahmen). Aus Sicht der UNB ist die Bestandserfassung, die Bewertung und das 
Maßnahmenkonzept laut Umweltbericht plausibel und angemessen.  
 
Fledermäuse: 
Unter Würdigung der Erkenntnisse aus den Gutachten und unter Einhaltung der festgelegten 
Maßnahmen (vgl. Auflage Nr. 42 f.), wird in Bezug auf die Fledermäuse seitens der UNB die 
Unschädlichkeit des Vorhabens festgestellt. Die artenschutzrechtliche Prüfung in Bezug auf 
die Fledermäuse fällt damit positiv aus. 
 
Avifauna: 
Ausgehend von dem in den Antragsunterlagen festgestellten Artenspektrum und unter Berück-
sichtigung der geplanten Maßnahmen ist aufgrund der gesetzlichen Regelungen zum Arten-
schutz zum gegenwärtigen Stand ein Erfüllen der Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 1 
BNatSchG für die im Vorhabengebiet nachgewiesenen Vogelarten nicht zu erwarten.  
 
Die Gutachten der Antragsunterlagen geben darüber hinaus keine begründeten Verdachtsmo-
mente dafür, dass weitere besonders oder streng geschützten Tier- oder Pflanzenarten beein-
trächtigt werden könnten. Auch seitens der UNB liegen keine ergänzenden Erkenntnisse zum 
Untersuchungsgebiet vor, die zu einer anderen Beurteilung führen könnten. 
 
Zusammenfassend wird festgestellt, dass nach 
 

• Prüfung der eingereichten Antragsunterlagen, 
 
• der Würdigung der eingereichten Stellungnahmen  
 

keine Tatsachen vorliegen, die eine Ablehnung rechtfertigen würden.  
 
Dem Antrag war daher gemäß § 6 BImSchG zu entsprechen. 
 
Die Genehmigung wird gemäß § 12 BImSchG allerdings mit Nebenbestimmungen versehen, 
um sicherzustellen, dass die sich aus § 5 BImSchG ergebenden Pflichten erfüllt werden (u.a. 
Minimierung der Immissionen / Emissionen zur Einhaltung bzw. Verhinderung der Überschrei-
tung der Grenzwerte) und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften sowie Belange des Arbeits-
schutzrechtes der Errichtung und dem Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen. 
 
Des Weiteren wird im Genehmigungsbescheid darauf hingewiesen, dass auch nach der Ertei-
lung der Genehmigung Anordnungen getroffen werden können, um die Erfüllung der sich aus 
dem BImSchG und der aufgrund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ergeben-
den Pflichten zu gewährleisten. Sollte sich beispielsweise die Immissionssituation anders dar-
stellen als jetzt beurteilt, wäre der Erlass weitergehender immissionsschutztechnischer Anord-
nungen möglich (z.B. Verbesserung / Nachrüstung von Anlageteilen).  
 

 
VIII. Kosten 

 
Sie haben die Kosten des Genehmigungsverfahrens (Gebühren, Auslagen, einschließlich der 
bauaufsichtlichen Genehmigung sowie der wasserrechtlichen Plangenehmigung) zu tragen. 
 
Über die Höhe der Kosten ergeht ein gesonderter Bescheid.  
 
Die Kostenlastentscheidung beruht auf den §§ 1, 3, 5, 9 und 13 des Niedersächsischen Ver-
waltungskostengesetzes (NVwKostG) sowie § 1 der Allgemeinen Gebührenordnung (AllGO) 
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und lfd. Tarif-Nr. 44.1.8.2 i.V.m. 44.1.2.2.5 und 96.1.23.1.1 des Kostentarifs in der derzeit gel-
tenden Fassung. 
 
 

R e c h t s b e h e l f s b e l e h r u n g 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch beim 
Landkreis Osnabrück, Am Schölerberg 1, 49082 Osnabrück erhoben werden.  
  
Hinweis: 
Der Widerspruch eines Dritten hat gem. § 63 BImSchG keine aufschiebende Wirkung. Das 
Niedersächsische Oberverwaltungsgericht Lüneburg, Uelzener Straße 40, 21335 Lüneburg, 
kann auf Antrag die aufschiebende Wirkung anordnen (§ 80 Abs. 5 VwGO bzw. § 80 a Abs. 3 
VwGO). 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 
 
 
gez. Kuhnert 
 
 
Anlagen 
 
- Baubeginnanzeige 
- Baustellenschild 
- Anzeige über die Fertigstellung 
- Gestempelte Bauvorlagen 
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